
Wirtschafts- und Sozialentwicklung in Baden-Württemberg 1996

Labiler Aufwärtstrend Schaubild 1
Das Bruttoinlandsprodukt und seine Verwendung 
in Deutschland seit 1980*)Die konjunkturelle Erholung der baden-württembergischen 

Wirtschaft blieb auch im Jahr 1996 hinter den Entartungen zu­
rück. Insbesondere die Inlandsnachfrage konnte sich nicht in 
dem erhofften Ausmaß entfalten. So blieb die Investitions­
nachfrage der Unternehmen schwach, und die Bevölkerung 
reagierte auf die erneuten Einschnitte im sozialen Bereich mit 
einer Zurückhaltung bei den Konsumausgaben.
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J3 /Bereits im Frühjahr erwiesen sich die im Herbst 1995 für das 
gesamte Bundesgebiet aufgestellten Prognosen als zu optimi­
stisch und mußten nach unten korrigiert werden. Dabei waren 
die Rahmenbedingungen für eine zügige Erholung der Wirt­
schaft so günstig wie lange nicht mehr. Nachdem sich der 
überhöhte DM-Kurs wieder normalisiert und sich die Konjunk­
tur im Ausland wieder erholt hatte, war mit einer steigenden 
Auslandsnachfrage zu rechnen. Gleichzeitig ließen niedrige 
Zinsen, geringe Teuerungsraten und steuerliche Entlastungen 
bei den Einkommen auch Impulse für die Inlandsnachfrage er­
warten.
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6 X/Tatsächlich belebte sich die Wirtschaft im Südwesten aber erst 
im Laufe des Jahres, so daß die wirtschaftliche Wachstums­
rate 1996 kaum den Vorjahreswert übertreffen dürfte. Zwar 
sorgten die bereits genannten günstigen Rahmenbedingun­
gen, aber auch maßvolle Lohnabschlüsse und fortgesetzte 
Umstrukturierungs- und Rationalisierungsmaßnahmen für 
eine Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit baden-württem­
bergischer Unternehmen. Dies begünstigte aber nur die Aus­
landsnachfrage. Damit stand der Aufwärtstrend auf wackeli­
gen Beinen, denn von der Inlandsnachfrage, der für die ge­
samtwirtschaftliche Entwicklung weitaus wichtigeren Nachfra­
gekomponente, gingen nicht die erhofften Impulse aus.
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i 1 i i-6Die Unternehmen beurteilten die Ertragsaussichten daher 
noch äußerst skeptisch, was sich insbesondere in einer Zu­
rückhaltung gegenüber Erweiterungsinvestitionen sowie in 
weiteren Stelleneinsparungen äußerte. Die Konsumnachfrage 
blieb trotz steuerlicher Entlastungen bei den Einkommen und 
Wegfall des Kohlepfennigs ohne Dynamik. Den steuerlichen 
Entlastungen standen nämlich Kürzungen bei den Soziallei­
stungen und höhere Sozialabgaben gegenüber, die den ba­
den-württembergischen Haushalten Kaufkraft entzogen. So 
wurden einige Sozialleistungen zurückgenommen und die 
Einkommen der Haushalte durch höhere Kranken-, Renten- 
und Pflegeversicherungsbeiträge belastet. Darüber hinaus 
dämpften die anhaltenden Stelleneinsparungen und die höhe­
re Arbeitslosigkeit die Konsumbereitschaft der Haushalte.
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Die Lage auf dem Arbeitsmarkt hat sich 1996 wieder ver­
schlechtert. Bereits im Frühjahr kletterte die Zahl der Arbeitslo­
sen auf Rekordhöhe und lag auch im weiteren Jahresverlauf 
über dem Vorjahresniveau. Damit war der Arbeitsmarkt das 
Hauptproblem von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft. Unbe­
friedigend verlief auch die Entwicklung auf dem Ausbildungs­
stellenmarkt. Aufgrund der noch sehr labilen Konjunkturlage 
ging die Ausbildungsbereitschaft der baden-württembergi­
schen Betriebe weiter zurück, so daß es nur mit Mühe gelang, 
den Jugendlichen Ausbiidungsplätze bereitzustellen.
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') Bis einschließlich 1991 früheres Bundesgebiet, Jeweils in Preisen von 1991. Angaben 
für 1996 beziehen sich auf das erste Halbjahr. - 1) Bis 1991 einschließlich innerdeutscher Transaktionen.
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Die Finanzpolitik stand ganz im Zeichen einer Begrenzung der 
Staatsverschuldung. Steuerliche Einnahmeausfälle im Zuge 
des Jahressteuergesetzes und der schwachen wirtschaftlichen 532 96
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Schaubild 2
Wanderungsbewegung über die Landesgrenzen 
Baden-Württembergs seit 1985

Entwicklung, aber auch steigende Transferzahlungen und die 
bevorstehende europäische Währungsunion verlangten von 
den öffentlichen Haushalten eine straffe Ausgabendisziplin. 
Hierdurch ließ die öffentliche Investitionstätigkeit nach und die 
wirtschaftliche Entwicklung wurde gebremst. Unter der 
schlechteren Auftragslage aus dem öffentlichen Bereich hatte 
insbesondere das Baugewerbe zu leiden, das sich auch nach 
dem langen und kalten Winter nicht von der Flaute erholen 
konnte. Sowohl im Baugewerbe als auch in anderen Branchen 
mußten aufgrund der unzureichenden wirtschaftlichen Ent­
wicklung nochmals mehr Unternehmen wegen Zahlungs­
schwierigkeiten aufgeben.
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Wenn das Jahr 1996 auch einige Wünsche offen ließ, so war 
doch manche Entwicklung in Baden-Württemberg günstiger 
als in anderen Bundesländern des westlichen Bundesgebiets. 
Die stark exportorientierten Unternehmen im Südwesten pro­
fitierten besonders von der im Jahresverlauf anziehenden 
Auslandsnachfrage, so daß Baden-Württemberg bei der wirt­
schaftlichen Entwicklung im Bundesvergleich wieder Boden 
gut gemacht hat. In der ersten Jahreshälfte 1996 konnte hier­
zulande erstmals seit 1990 wieder ein überdurchschnittliches 
Wachstum erzielt werden. Nach Jahren forcierter Rationalisie­
rungsanstrengungen fielen 1996 der Stellenabbau und die Zu­
nahme der Arbeitslosigkeit prozentual schwächer aus als im 
Bundesdurchschnitt. Wie bereits in den letzten Jahren war Ba­
den-Württemberg damit nach Bayern das Bundesland mit der 
geringsten Arbeitslosenquote.
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ten. Durch den verstärkten Staatsangehörigkeitswechsel lag 
der Ausländeranteil in der Bevölkerung unverändert bei 13 %.

Es spricht vieles dafür, daß in den nächsten Jahren aufgrund 
der zahlenmäßig schrumpfenden Frauenjahrgänge im Alter 
von 15 bis 45 Jahren das Geburtendefizit unter der deutschen 
Bevölkerung zügig ansteigen und das demographische Altern 
der Gesellschaft weiter voranschreiten wird. Außerdem verrin­
gert die anhaltende Verschiebung von Familiengründungen, 
das heißt der Geburt von ersten Kindern auf ein höheres Alter 
der Frauen, den „Spielraum" für eine größere Kinderzahl. Die

Leichte Bevölkerungszunahme

Die Bevölkerung ist auch in den ersten fünf Monaten 1996 ge­
wachsen, und zwar um 18 000 Personen auf 10337 000 Ein­
wohner. Die Zunahme kam nahezu allein durch den Geburten- 
und Wanderungsüberschuß bei der ausländischen Bevölke­
rung zustande. Die Entwicklung der deutschen Bevölkerung 
war geprägt durch ein erhebliches Geburtendefizit, das auch 
durch einen leichten Wanderungsüberschuß nicht ausgegli­
chen werden konnte. Eine Zunahme gab es bei der deutschen 
Bevölkerung nur deshalb, weil die Einbürgerung vormals aus­
ländischer Einwohner stark gestiegen ist. Damit haben sich 
1996 die Entwicklungen bislang fortgesetzt, die schon 1995 
und 1994 zu beobachten waren.

Schaubild 3
Asylbewerber und Aussiedler in Baden- 
Württemberg seit 1994
Anzahl in Tsd.9

r Asylbewerber 
AussiedlerIm Jahr 1995 gab es eine Bevölkerungszunahme um knapp 

47 000 Einwohner. Die Bevölkerungszunahme fiel mit knapp 
0,5 % kaum stärker aus als 1994. Sie liegt gleichwohl deutlich 
unter den ungewöhnlich hohen Zuwächsen aus der Zeit um 
1990, als sie seinerzeit etwas mehr als 2 % betrug. Der natürli­
che Bevölkerungszuwachs beruhte 1995 vollständig auf der 
ausländischen Bevölkerung. Dem Geburtendefizit von 1 700 
Personen bei der deutschen Bevölkerung stand ein Geburten­
überschuß von 16 400 Personen bei der ausländischen Bevöl­
kerung gegenüber. Etwas mehr als zwei Drittel der gesamten 
Bevölkerungszunahme waren 1995 auf den Wanderungsüber­
schuß von 32 600 Personen zurückzuführen. Damit lag zwar 
der Saldo aus Zu- und Fortzügen Deutscher und Ausländer 
über die Landesgrenzen Baden-Württembergs 1995 im we­
sentlichen auf dem Niveau des Vorjahres, aber weiterhin deut­
lich unter denen um 1990. Mit 21 000 Personen war der Wan­
derungsüberschuß der ausländischen Bevölkerung fast dop­
pelt so hoch wie der unter der deutschen Bevölkerung. Wie 
schon 1994 nahm auch 1995 die Zahl der Deutschen in erster 
Linie aufgrund der rund 17 200 Personen zu, die als vorher 
nichtdeutsche Bürger die deutsche Staatsangehörigkeit erhiel-
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Tabelle 1
Bevölkerungsbewegung in Baden-Württemberg 1994 und 1995

1994 1995

Merkmal davon davonPersonen
insgesamt

Personen
insgesamtDeutsche Ausländer Deutsche Ausländer

Lebendgeborene.......................................
Sterbefälle ................................................
Geburtenüberschuß (+) bzw. -Verlust (-) .
Zuzüge über die Landesgrenze...............
Fortzüge über die Landesgrenze............
Wanderungssaldo....................................
Ein- bzw. Ausbürgerung 
(Änderung der Staatsangehörigkeit) . . 
Bevölkerungszunahme {+)
bzw. -abnahme H.................................

Bevölkerungsstand am Jahresende . . .

113 398 
96 638 
+ 16760 
294 264 
272 981 
+ 21 283

94 367 
94 301

19 031 
2 337 
+ 16694 
161 211 
146 249 
+ 14 962

112 459 
97 733 

+ 14 726 
296 215 
263 643 
+ 32 572

93 736 
95 449 
- 1713 
137 901 
126 555 
+ 11346

18 723 
2 284 

■r 16 439 
158 314 
137 088 
+ 21 226

66+
133 053 
126732 
+ 6 321
+ 16 209 - 16 209 - 17 239+ 17 239

+ 38 043 
10272 069

+ 22 596 
8944366

+ 15 447 
1327 704

+ 47 298 
10319 367

+ 20 426
1348130

+ 26872 
8971237

Tabelle 2
Bevölkerungswachstum in Baden-Württemberg seit 1986
Faktoren des Bevölkerungswachstums 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1994 19951993
Geburtenüberschuß...........................
Zuwanderungsüberschuß Ausländer 
Zuwanderungsüberschuß Deutsche .
Zunahme der Bevölkerung...............
Nachrichtlich:
Aufnahme von Aussiedlern...............
Zuwanderung aus den neuen 
Bundesländern und Berlin (Ost)" . . .
Aufnahme von Asylbewerbern" . . .
" Bis 1990: aus der DDR und Berlin (Ost).-"Ab 1992 bereinigt' zum Vergleich 1992 unbereinigt: 61 941.

8 613 
19 316 
27 481 
55 410

12 003 
21 785 
29 464 
63 252

18 209 
43 722 
40 290 
102 221

17 338 
44990 
123 659 
185987

21 009 
56014 
126308 
203 331

14 726 
21226 
11 346 
47 298

20382 
98 866 
60 565 
179 813

21 582 
88888 
36398 
146868

19 410 
42 046 
23 862 
85 318

16760 
14 962 
6 321 
38 043

8187 15 119 28 435 57 851 92 741 36 617 26 45528 874 26 277 27 991
5 077 
14 736

3 967 
8 343

7 904 
15 728

64 687 
17 565

50956 
27 968

43 907 
43 111

31 754 
51 609

23 225 
38 521

20 679 
13186

20 737 
12 927

bislang vorliegenden Ergebnisse lassen vermuten, daß jünge­
re Frauengenerationen nach Beendigung ihrer Geburtenphase 
durchschnittlich weniger Kinder zur Welt gebracht haben wer­
den als ihre Vorgängerinnen. So ist vor allem der Rückgang 
der Geburtenhäufigkeit bei den 24- bis 29jährigen Frauen her­
vorzuheben. Es handelt sich hier um eine sensible Lebens­

wurde damit ein spürbarer Rückgang verzeichnet. Lediglich 
im Jahr 1966 waren schon einmal weniger Studierende als im 
Jahr davor gezählt worden. Allerdings handelte es sich da­
mals nur um einen minimalen Rückgang von weniger als 200 
Studierenden. Den Rückgang der Studierendenzahlen um 
über 6 200 gab es allerdings nur an den Universitäten des Lan­
des. Dagegen meldeten die Fachhochschulen und die Pädago­
gischen Hochschulen einen Anstieg um jeweils knapp 700 
Studierende. An den Kunsthochschulen und den Verwaltungs­
fachhochschulen änderten sich die Zahlen nur geringfügig.

phase, in der auch grundsätzliche Entscheidungen und Wei­
chenstellungen für familiale und berufliche Lebenswege an­
stehen. Offensichtlich sind in jüngerer Zeit diese Entscheidun­
gen vermehrt gegen eine Realisierung von Kinderwünschen 
ausgefallen. Es erscheint zudem fraglich, ob die durch die 
rückläufige Geburtenhäufigkeit entstehenden Lücken von einer 
auch unter dem Einfluß der Arbeitsmarktentwicklung deutlich 
abgeschwächten Zuwanderung auf­
gefüllt werden können. Bemerkens­
wert in diesem Zusammenhang ist 
auch, daß 1995 die Aufnahme von 
Aussiedlern aus Osteuropa (26 500) 
und Asylbewerbern (12 900) weiter 
zurückging. Diese Entwicklung hielt 
in den ersten drei Quartalen 1996 an.

Die Zahl der Studierenden verringerte sich am deutlichsten in 
den Fächergruppen „Mathematik, Naturwissenschaften" und

Tabelle 3
Studierende an baden-württembergischen Hochschulen*'seit dem Wintersemester 
1960/61 nach Staatsangehörigkeit und Hochschulart

Studierende, und zwar...

an Pädagogi­
schen
Hoctisciiulen

darunterWinter­
semester

insge­
samt"

an Kunst- 
fiochscfiulen

an Faciihoch- 
schulen^i

an
UniversitätenAusländer

Anzahl

Erstmals seit 30 Jahren 
sinkende Studierenden-
zahlen

1960/61 
1965/66 
1970/71 
1975/76 
1980/81 
1985/86 
1990/91 
1991/92 
1992/93 
1993/94 
1994/95 
1995/96

" Bis Wintersemester 1975/76 Haupt- und Nebenhörer, ab Wintersemester 1980/81 nur Haupthörer. - " Ein­
schließlich Theologische Hochschule. Einschließlich Verwaltungsfachhochschulen.

40 144 
48 017 
78 493 
132 303 
147 768 
190 301 
215 242 
220 933 
226 301
230 980
231 540 
226 512

4 253 
5011 
5309 
8 394 
9170 
10 740 
14770
16 073
17 552 
19164 
20149 
20 427

38 044 
45974 
61 509 
86 583 
102 101 
132 181 
148 709
151 056
152 658 
152 246 
149150 
142 904

2 100 
2 043 
2 520
2 960
3 332
3 848
4 028 
3 949
3 976
4 024 
4 183 
4 105

14 464 
22 262 
13 127 
9 785 
11851
13 818
14 755 
16153
18 375
19 038

20 498 
29 185 
44 444 
50 583 
52 031 
54 842
58 439
59 734
60 409

Im Wintersemester 1995/96 waren 
an den 63 Hochschulen Baden-Würt­
tembergs 226 512 Studierende ein­
geschrieben. Damit sank die Zahl 
der Studierenden gegenüber dem 
Vorjahr um etwa 5 000. Zum ersten 
Mal seit Bestehen des Bundeslandes
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„Ingenieurwissenschaften" um über 2 000 bzw. über 2 100. In 
den „Sprach- und Kulturwissenschaften" wurden an den 
Hochschulen des Landes 1 000 Studierende weniger gezählt. 
Im Gegensatz dazu stieg die Zahl der Studierenden in den 
„Rechts-, Sozial- und Wirtschaftswissenschaften" um knapp 
800.

Tabelle 4
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in 
Baden-Württemberg und im Bundesgebiet*'im März 1996

Bundes­
gebietBaden-Württemberg

Wirtschaftsabteilungen''
Veränderung gegen 
März 1995 in %1 000

Bereits in den vergangenen Semestern deutete sich diese ins­
gesamt rückläufige Entwicklung durch sinkende Zahlen von 
Ersteinschreibungen an. Diese Tendenz setzte sich auch im 
Wintersemester 1995/96 fort, in dem 28 743 Studierende im 
ersten Semester gezählt wurden, was einem Rückgang gegen­
über dem Wintersemester 1994/95 um gut 5 % entspricht. An 
den Universitäten wurden sogar fast 10% weniger Erstein­
schreibungen registriert. Allerdings wird dadurch das Zahlen­
verhältnis von Studierenden und Lehrenden an den Universi­
täten des Landes wohl nur vorübergehend entspannt. Auf­
grund stärker besetzter Geburtsjahrgänge gegen Ende der 
achtziger Jahre sind in den kommenden Jahren wieder mehr 
Schulabgänger mit Hochschul- oder Fachhochschulreife zu er­
warten. Sollte die Studienbereitschaft unverändert bleiben, 
wird dies auch steigende Studierendenzahlen zur Folge ha­
ben. Unter der Annahme einer konstanten Übergangsquote 
auf das Gymnasium dürfte sich dieser Anstieg in den darauf­
folgenden Jahren sogar noch verstärken. Wegen drastisch sin­
kender Geburtenzahlen in den neunziger Jahren ist jedoch 
mittel- und langfristig mit einem deutlichen Rückgang der Stu­
dierendenzahlen zu rechnen.

Wirtschaftsabteilungen zusammen^’ . . .
davon
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei . .
Energie, Bergbau....................................
Verarbeitendes Gewerbe .....................
Baugewerbe ..........................................
Handel......................................................
Verkehr und Nachrichtenübermittlung . 
Kreditinstitute, Versicherungsgewerbe 
Dienstleistungen, soweit anderweitig
nicht genannt.......................................
Organisationen ohne 
Erwerbscharakter, private Haushalte . 
Gebietskörperschaften, 
Sozialversicherung..............................

3 7013 -03

-3,727,7 -7,4
35,0 -2,6 -3.2
1 497,7
239.2 
476,0 
142,9
149.3

-1,9 -2,7
-7,0 -8,1
0,0 -0.7
-1.3-1.2

-1,5 -1.0

+ 2,7 + 2,4846,9

+ 2,879,8 + 1.7

-1.4

■’ Früheres Bundesgebiet. - ” Verzeichnis der Wirtschaftszweige für die Statistik 
der Bundesanstalt für Arbeit. - “ Einschließlich „Ohne Angaben".
Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg.

207,3 -1.1

westen 3 701 800 Arbeitnehmer in einem sozialversicherungs- 
pflichtigen Beschäftigungsverhältnis. Damit ist die Zahl der 
Beschäftigten im Frühjahr 1996 gegenüber dem Vorjahr um 
0,9% zurückgegangen, fast genauso stark wie im Frühjahr 
1995, als der Stellenabbau 1,0% betrug. Insgesamt verloren 
seit dem Beschäftigtenhöchststand im Herbst 1992 weit mehr 
als 277 000 Arbeitnehmer ihren Arbeitsplatz. Dies entspricht ei­
nem Stellenabbau von 7 %. Erstmals seit Rezessionsbeginn 
fiel der Stellenabbau in Baden-Württemberg mit 0,9 % wieder 
schwächer aus als im westlichen Bundesgebiet (1,2 %).

Seit Anfang der sechziger Jahre hat sich die Zahl der Studie­
renden mehr als verfünffacht. Während sich die Zahl der Stu­
dierenden an den Universitäten fast vervierfachte, kamen An­
fang der siebziger Jahre noch die Studierenden der Fachhoch­
schulen hinzu. Im Wintersemester 1995/96 gehörte mittler­
weile gut jeder vierte Studierende einer Fachhochschule an. 
Weniger stetig verlief die Entwicklung an den Pädagogischen 
Hochschulen. Sie hatten Mitte der siebziger Jahre mit über 
22 000 Studierenden den stärksten Zulauf. Er verringerte sich 
in den achtziger Jahren deutlich auf unter 10 000 Studierende, 
stieg seither wieder an und erreichte Mitte der neunziger Jah­
re fast das hohe Niveau wie vor zwanzig Jahren.

Der Arbeitsplatzabbau erstreckt sich mittlen/veile auf fast alle 
Wirtschaftsabteilungen. Innerhalb der beschäftigungsstarken 
Wirtschaftsbereiche des Produzierenden Gewerbes und des 
Dienstleistungssektors setzte der Stellenabbau im Verarbeiten­
den Gewerbe bereits 1992 ein und erfaßte 1993 und 1994 zusätz­
lich die Bereiche Staat, Verkehr und Handel. Im Jahr 1995 wur­
den darüber hinaus auch im Kredit- und Versicherungsgewerbe 
Stellen abgebaut, und 1996 kam es schließlich auch im Bauge­
werbe zu einem drastischen Abbau von Arbeitsplätzen. Einzig 
und allein bei den Dienstleistungen im engeren Sinne - wie bei­
spielsweise Planungs- und Beratungsbüros -, den Organisatio­
nen ohne Erwerbszweck und den privaten Haushalten hat sich 
1996 die Zahl der Stellen noch erhöht.

I

Im Gegensatz zu mancher veröffentlichten Meinung hat für 
ausländische Studierende die Leuchtkraft der Hochschulen in 
Baden-Württemberg keineswegs nachgelassen. Im Winter­
semester 1995/96 waren an den hiesigen Hochschulen 20 427 
Studierende mit ausländischer Staatsangehörigkeit einge­
schrieben. Die Zahl der Ausländer nahm damit seit 1990/91 
um 38 % und innerhalb von zwei Jahrzehnten auf das Zwei­
einhalbfache des Standes von 1975/76 zu. Im Vergleich dazu 
stieg die Zahl der Deutschen in diesen Zeiträumen nur um 
knapp 3 % bzw. um zwei Drittel. Nur zum Teil ist der Anstieg 
der ausländischen Studierenden auf die Zunahme der Gast­
arbeiterkinder zurückzuführen: Die früheren Anwerbeländer 
im Süden Europas stellen lediglich ein Drittel der ausländi­
schen Studierenden. Gleichzeitig ist zu beachten, daß ein er­
heblicher Teil der Studierenden aus den Hauptanwerbelän- 
dern die Berechtigung zum Studium im Heimatland erworben 
hat und nicht der zweiten oder dritten Ausländergeneration in 
Deutschland zuzurechnen ist.

Daß der Stellenabbau vergleichsweise moderat ausgefallen 
ist, liegt vor allem an der Entwicklung im Verarbeitenden Ge­
werbe. Dort hat sich der Beschäftigtenrückgang von fast 7 % 
im Frühjahr 1994 innerhalb von einem Jahr auf knapp 3 % hal­
biert und betrug im Frühjahr 1996 nur noch rund 2 %. Aktuel­
len Daten aus den Statistiken für das Verarbeitende Gewerbe 
zufolge hat sich jedoch der Beschäftigungsabbau im Laufe 
des zweiten und dritten Quartals 1996 gegenüber dem Vorjahr 
wieder verstärkt. Ein positiver Einfluß auf die gesamte Be­
schäftigungslage ging von den Dienstleistungsunternehmen 
im engeren Sinne aus. Dort war der Stellenzugang erstmals 
wieder stärker (1995: + 2,2 %, 1996: + 2,7 %). Damit hat sich die 
Ausgleichsfunktion des gesamten Dienstleistungssektors wie­
der verstärkt. Kamen im Jahr 1994 auf 100 abgebaute Stellen 
im Produzierenden Gewerbe nur 9 zusätzlich geschaffenene 
Stellen im Dienstleistungssektor, betrug dieses Verhältnis 1995 
bereits 100:18 und stieg 1996 auf 100:35. Insgesamt war 1996 
der Beschäftigtenabbau im Produzierenden Gewerbe mit

Stellenabbau nur leicht zurückgegangen

Im Jahr 1996 hat sich die Zahl der Arbeitsplätze im nunmehr 
vierten Jahr in Folge verringert. Ende März standen im Süd-
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knapp 48 000 zwar um 1 500 höher als 1995, blieb aber deut­
lich unter dem Niveau der Jahre 1993 und 1994, als jeweils 
fast 110 000 Stellen gestrichen wurden. Trotz anhaltender Ra­
tionalisierungsmaßnahmen beim Staat, aber auch im Kredit- 
und Versicherungsgewerbe sowie bei Verkehrsunternehmen 
hat sich 1996 der Stellenzuwachs im Dienstleistungssektor mit 
knapp 17 000 gegenüber 1995 verdoppelt.

und die Arbeitslosenquote stieg auf 8,2 %. Im Verlauf der er­
sten drei Quartale des Jahres 1996 hat die Zahl der Arbeitslo­
sen verglichen mit den entsprechenden Vorjahreszeiträumen 
immer stärker zugenommen. Im ersten Quartal wurden durch­
schnittlich fast 5 % mehr Arbeitslose gezählt, im zweiten Quar­
tal waren es bereits knapp 8% und im dritten Quartal fast 
10 % mehr Arbeitslose als ein Jahr zuvor. Insgesamt waren in 
den ersten drei Quartalen 1996 durchschnittlich 353 000 Men­
schen arbeitslos, rund 24 000 mehr als im gleichen Zeitraum 
des Vorjahres.

Eine Trendwende in der Beschäftigtenentwicklung ist 1997 
kaum zu erwarten. Die Beschäftigungsimpulse bei den Dienst­
leistungsunternehmen im engeren Sinne dürften schwerlich 
ausreichen, um den Stellenabbau im Verarbeitenden Gewerbe, 
im Bau-, im Kredit- und Versicherungsgewerbe sowie beim 
Staat zu kompensieren. Diese Wirtschaftsabteilungen hatten 
1996 die größten Beschäftigungsverluste. Selbst wenn der 
Stellenabbau im Verarbeitenden Gewerbe weiter nachläßt, 
dürfte sich der Abbau von Arbeitsplätzen wegen der schwa­
chen Baukonjunktur sowie anhaltender Sparmaßnahmen im 
staatlichen Bereich ebenso wie in einzelnen anderen Dienstlei­
stungsbranchen weiter fortsetzen. Neueinstellungen sind erst 
bei einer gefestigten Aufwärtsentwicklung der baden-würt­
tembergischen Wirtschaft zu erwarten. Bis dahin werden die 
Unternehmen ihr zusätzliches Güter- und Dienstleistungsan­
gebot über eine stärkere Auslastung des vorhandenen Perso­
nals realisieren.

Ohne die von den Arbeitsämtern durchgeführten arbeitsmarkt­
politischen Maßnahmen hätte die Zahl der Arbeitslosen noch 
stärker zugenommen. Im Laufe der ersten drei Quartale 1996 
haben in Baden-Württemberg fast 40 000 Arbeitslose - rund 
7 000 mehr als im Vorjahr - mit Fortbildungs- und Umschu­
lungsmaßnahmen begonnen. Darüber hinaus nahmen durch­
schnittlich 4 600 Arbeitslose an Arbeitsbeschaffungsmaßnah­
men teil (1995: 4 200). Die Arbeitsvermittlungen der Arbeits­
ämter waren im Verlauf der ersten drei Quartale 1996 zuneh­
mend erfolgreich. Konnten Anfang des Jahres nur gut 7 von 
10 gemeldeten Stellen besetzt werden, gelang dies im dritten 
Quartal bei fast jeder offenen Stelle.

Das Stellenangebot nahm von Januar bis April 1996 von gut 
39 000 auf 51 000 zu, ging jedoch bis November wieder auf 
rund 38 000 zurück. Im Durchschnitt der ersten drei Quartale 
1996 lag die Zahl der offenen Stellen knapp 2 % unter dem 
Vorjahresniveau. Dagegen hatte im Jahr 1995 das Stellenan­
gebot im gleichen Zeitraum um 23 % zugenommen. Die Zu­
rückhaltung der Arbeitgeber gegenüber Neueinstellungen äu­
ßerte sich auch in einem noch höheren Anteil befristeter Stel­
lenangebote. In den ersten neun Monaten waren 30% aller 
Stellenangebote zeitlich befristet, im vergleichbaren Zeitraum 
1995 „nur" 27 %.

Arbeitsmarkt:
Keine Entspannung in Sicht

Die Lage auf dem baden-württembergischen Arbeitsmarkt hat 
sich 1996 verschlechtert. Die konjunkturellen Impulse haben 
nicht ausgereicht, den Arbeitsmarkt zu entlasten. Sowohl die 
Arbeitslosenzahlen als auch die Arbeitslosenquoten waren bis 
November jeweils höher als in den entsprechenden Vorjahres­
monaten. Im November waren im Südwesten mehr als 
359 000 Menschen arbeitslos. Damit wurden in diesem Monat 
knapp 11 % mehr Arbeitslose registriert als ein Jahr zuvor. 
Auch die auf die abhängigen zivilen Erwerbspersonen bezoge­
ne Arbeitslosenquote lag mit 8,2 % deutlich über dem Vorjah­
resniveau von 7,3 %.

Daß sich 1996 die Lage auf dem Arbeitsmarkt verschlechtert 
hat, äußert sich neben höheren Arbeitslosenzahlen und einem 
eingeschränktem Stellenangebot auch in der Zunahme der 
Kurzarbeit. Die Zahl der Kurzarbeiter lag bis November in allen 
Monaten deutlich über dem Vorjahresniveau. Im Durchschnitt 
der ersten drei Quartale 1996 arbeiteten mehr als 41 000 
Arbeitnehmer kurz, knapp 70 % mehr als im Vorjahr. Im No­
vember 1996 waren fast 35 000 Arbeitnehmer von Kurzarbeit 
betroffen, 30 % mehr als im November 1995. In den Schlüssel­
industrien Baden-Württembergs nahm die Kurzarbeit über-

Bereits im Januar 1996 überschritt die Arbeitslosenquote erst­
mals die Achtprozentmarke. Im Februar registrierten die Ar­
beitsämter mit 365 000 Arbeitslosen ein neues Rekordniveau,

Tabelle 5
Indikatoren zur Arbeitsmarktentwicklung in Baden-Württemberg 1996

Septem-Merkmal Einheit Januar Februar März April Mai Juni OktoberJuli August ber

Offene Stellen Anzahl
Veränderung gegen 
Vorjahr in %
Anzahl

Veränderung gegen 
Vorjahr in %
Anzahl

Veränderung gegen 
Vorjahr in %

39 269 44740 50 349 51 003 49 436 48 324 47 551 46 219 43 811 42 293

+ 1,2 + 1,0 1.8 1,1 - 3,8 - 4,9 - 4.6 - 0,4 + 2,3 + 7,9
Kurzarbeiter 34009 52672 55067 51311 44552 45185 37 252 18 784 33 932 35 474

+ 41,6 +75,7 +70,8 +70,2 +57,1 +75,3 +62,5 +54,3 +97,4 +60,2

Arbeitslose 358 668 365053 355296 349814 342134 335 556 355 068 363 006 353 676 354707
+ 2,0 + 5,7 + 6,8 + 6,5 +8,3 +8,1 + 9,5 + 9,3 +10,3 + 10,7

Arbeitslosenquote” . .
Nachrichtlich 
Bundesgebiet”:
Arbeitslosenquote” . .
” Arbeitslose in % der abhängigen zivilen EnArerbspersonen. - ” Früheres Bundesgebiet 
Quellen: Landesarbeitsamt Baden-Württemberg; Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg.

% 8,1 8,2 8,0 8,0 8,17,8 7,6 8,1 8,3 8,1

% 10,5 10,7 10,4 10,1 9,8 9.7 10,110.1 10,1 10,0
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Schaubild 4
Arbeitsmarkt in Baden-Württemberg seit 1984
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Quelle: Landesarbeitsamt Baden-Württemberg, Stuttgart.
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lung, während dieses Verhältnis in früheren Jahren hoher Ar­
beitslosigkeit wie beispielsweise 1983 oder 1988 noch 18 % 
bzw. 25 % betrug. Insbesondere die Zahl der länger als zwei 
Jahre Arbeitslosen nimmt seit 1994 überdurchschnittlich stark 
zu und stieg im September 1996 binnen eines Jahres mit 21 % 
doppelt so stark wie die Zahl der Arbeitslosen insgesamt. Kräf­
tig erhöht hat sich in den ersten drei Quartalen 1996 gleichfalls 
die Zahl der arbeitslosen Arbeiter und der Ausländer. Auch die 
Arbeitsmarktsituation für Jugendliche unter 20 Jahren ist 
schlechter geworden. Profitierten diese bis zur Jahresmitte 
1995 noch überdurchschnittlich stark vom Rückgang der Ar­
beitslosigkeit, stieg die Zahl der arbeitslosen Jugendlichen bis 
einschließlich April 1996 im Vergleich zum Vorjahr überdurch­
schnittlich stark an und lag bis Herbst 1996 über den entspre­
chenden Vorjahresmonaten. In den ersten drei Quartalen 1996 
waren mit durchschnittlich knapp 11 000 Jugendlichen 8% 
mehr arbeitslos als 1995, weil das Lehrstellenangebot nicht 
ausreichte, um der höheren Zahl der Abgänger aus allgemein- 
bildenden Schulen einen Ausbildungsplatz bereitzustellen.

durchschnittlich stark zu. So arbeiteten im November 1996 im 
Straßenfahrzeugbau siebenmal und in der Elektrotechnik dop­
pelt so viele Arbeitnehmer kurz wie ein Jahr zuvor. Im Bauge­
werbe, wo im ersten Quartal 1996 nicht zuletzt infolge des kal­
ten Winters und der neuen Schiechtwettergeld-Regelung die 
Zahl der Kurzarbeiter etwa dreimal so hoch war wie im Vor­
jahr, hat die Kurzarbeit im weiteren Jahresverlauf wieder deut­
lich abgenommen.

Einiges spricht dafür, daß die Lage auf dem Arbeitsmarkt 1997 
angespannt bleibt. Auch bei einem zu erwartenden höheren 
Wirtschaftswachstum als im Jahr 1996 ist es fraglich, ob die 
konjunkturellen Antriebskräfte bereits stark genug sein wer­
den, um eine spürbare Trendwende auf dem Arbeitsmarkt 
herbeizuführen. So begann nach der Rezession Anfang der 
achtziger Jahre der Abbau der Arbeitslosigkeit und die Zu­
nahme der Beschäftigung erst bei einem realen Wirtschafts­
wachstum von fast 3 %. In der aktuellen Situation kommt er­
schwerend hinzu, daß im Zuge der Haushaltssanierung den 
Budgets der Arbeitsämter zur Durchführung arbeitsmarktent­
lastender Maßnahmen 1997 engere Grenzen gesetzt sind, den 
Arbeitslosen also voraussichtlich ein geringeres Angebot an 
Fortbildungs-, Umschulungs- und ABM-Maßnahmen zur Ver­
fügung steht als bisher. Prinzipiell dürfte es im Vergleich zu 
früheren konjunkturellen Erholungsphasen auch deshalb 
schwieriger sein, die Arbeitslosigkeit wieder abzubauen, weil 
sich deren Struktur in den letzten Jahren geändert hat. So hat 
seit Beginn der achtziger Jahre die Zahl der Langzeitarbeits­
losen stark zugenommen. Mit zunehmender zeitlicher Distanz 
zur letzten Berufstätigkeit haben die Langzeitarbeitslosen im­
merweniger Chancen, eine neue Stelle zu finden. Im Septem­
ber 1996 waren fast 105 000 Arbeitslose - das sind fast 30 % 
aller Arbeitslosen - bereits länger als ein Jahr ohne Anstel­

Ausbildungsstellenmarkt: 
Mehr Bewerber als Lehrstellen

Auf dem baden-württembergischen Ausbildungsstellenmarkt 
hat sich 1996 die Lage weiter verschlechtert. Im Berufsbera­
tungsjahr 1995/96 war erstmals wieder seit 1985/86 die Nach­
frage nach Berufsausbildungsstellen größer als das Angebot. 
Von Oktober 1995 bis September 1996 wurden den Arbeits­
ämtern knapp 81 000 Berufsausbildungsstellen gemeldet, 
während über 85 000 Jugendliche eine Lehrstelle suchten. Das 
„Kippen" des Ausbildungsstellenmarktes kam nach der Ent-
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Wicklung der vergangenen Jahre nicht überraschend. Bereits 
seit 1992 hatte sich der Stellenüberschuß in Höhe von fast 
74 000 Stellen von Jahr zu Jahr drastisch reduziert. Verant­
wortlich für diese Entwicklung war im wesentlichen das deut­
lich niedrigere Lehrstellenangebot der baden-württembergi­
schen Arbeitgeber, aber auch die zunehmenden Bewerberzah­
len. Seit dem Berufsberatungsjahr 1991/92 ging das Angebot 
an Ausbildungsstellen um rund 57 000 zurück, während sich 
die Zahl der Lehrstellenbewerber im gleichen Zeitraum um 
mehr als 21 000 erhöhte. Nicht zuletzt der Ausbildungsoffen­
sive der Landesregierung, der Kammern und der Verbände ist 
es zu verdanken, daß das Angebot an Lehrstellen zuletzt nicht 
mehr so stark zurückgegangen ist wie noch in den beiden Jah­
ren zuvor (1996: -6%, 1995: -14%, 1994: -22%). Der An­
drang auf den Lehrstellenmarkt war jedoch 1996 mit 5% mehr 
Bewerbern genauso stark wie im Vorjahr.

Schaubild 5
Der Ausbildungsstellenmarkt 
in Baden-Württemberg seit 1980
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In der Bilanz war der Lehrstellenmarkt am Ende des Berufsbe­
ratungsjahres 1995/96 weitgehend ausgeglichen. Ende Sep­
tember waren knapp 5 400 Lehrstellen noch nicht besetzt und 
rund 2 300 Bewerber noch nicht vermittelt. Die angespannte 
Lage auf dem Ausbildungsstellenmarkt erfordert von den Ju­
gendlichen bei der Berufswahl ein höheres Maß an Flexibilität. 
So blieben 1996 lange nicht mehr so viele Ausbildungsstellen 
unbesetzt wie noch vor einigen Jahren, und die Zahl der noch 
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Offensichtlich ist es für die jungen Leute wichtiger geworden, 
überhaupt in ein Ausbildungsverhältnis aufgenommen zu 
werden, auch wenn der Ausbildungsplatz in fachlicher und/ 
oder regionaler Hinsicht nicht ihren Wunschvorstellungen ent­
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kehrt ist wegen der Lehrstellenknappheit im Bereich der Ver- 
waltungs- und Büroberufe der Anteil der Bewerber seit 1990 
von 23 auf 18 % zurückgegangen.

Das Lehrstellenangebot ist 1996 mit Ausnahme der Verkehrs­
berufe in allen Berufsgruppen zurückgegangen, wenn auch 
nicht mehr so stark wie ein Jahr zuvor. Nur bei den techni­
schen Berufen hat sich der Lehrstellenrückgang verstärkt. Seit 
1992 sind immer mehr Berufsgruppen vom Nachfrageüber­
hang betroffen. War 1993 nur bei den technischen Berufen 
und den Verwaltungs- und Büroberufen die Zahl der Bewerber 
größer als das Lehrstellenangebot, traf dies beispielsweise 
1994 auch auf die Berufe der Fachgebiete Recht, Medizin, 
Kunst und Soziales und 1995 zusätzlich auf die beliebte Grup­
pe der kaufmännischen Berufe zu. Die Chancen auf einen Aus­
bildungsplatz waren 1996 bei den technischen Berufen mit 
fast 220 Bewerbern auf 100 angebotene Lehrstellen am 
schlechtesten, gefolgt von den Rechts-, Medizin-, Kunst- und 
Sozialberufen mit 180 und den Vewvaltungs- und Büroberufen 
mit fast 150.

Wie sich die Lage auf dem Ausbildungsstellenmarkt 1997 dar­
stellt, wird ganz wesentlich von der Ausbildungsbereitschaft 
der baden-württembergischen Betriebe und Verwaltungen ab- 
hängen. Ohne zusätzliche Anstrengungen auf der Angebots­
seite dürfte sich die Ausbildungssituation weiter verschlech­
tern. Auf der Nachfrageseite ist nämlich keine Entlastung zu 
erwarten. Die Zahl der Abgänger aus allgemeinbildenden 
Schulen wird sich 1997 nochmals erhöhen. Erschwert wird die 
Lage dadurch, daß 1996 rund 11 000 Jugendliche - das sind 
etwa 1 000 mehr als 1995-am Berufsvorbereitungsjahr teilge­
nommen und damit eine einjährige Warteschleife auf einen 
Ausbildungsplatz durchlaufen haben. Diese werden 1997 als 
Altnachfrager zusätzlich auf den Ausbildungsstellenmarkt 
treten.

Vergleichsweise gute Chancen auf einen Ausbildungsplatz 
hatten dagegen 1996 wie schon in den Jahren zuvor die Ju­
gendlichen, die Ernährungs-, Metall- oder Bauberufe ergreifen 
wollten. In diesen Berufsgruppen waren die zahlenmäßig 
größten Stellenüberschüsse zu verzeichnen. Bei den Ernäh­
rungsberufen betrug das Verhältnis zwischen Bewerbern und 
angebotenen Lehrstellen rund 50:100, bei den Metallberufen 
80:100 und bei den Bauberufen knapp 90:100. Doch auch in 
diesen Berufsgruppen ist der Lehrstellenüberhang deutlich ge­
schrumpft, seit 1992 insgesamt um über 80 %. Auch hier zeigt 
sich, daß die Jugendlichen bei der Berufswahl zunehmend fle­
xibel reagieren. Aus der Lehrstellennot heraus werden insbe­
sondere die Bauberufe bei den jungen Leuten immer attrakti­
ver. Wollten 1990 nur 6% aller Bewerber einen Bauberuf er­
greifen, waren es 1996 bereits 10%. Mittlerweile liegen die 
Bauberufe in der Rangfolge der häufigsten Berufsgruppen 
hinter den kaufmännischen Berufen, den Verwaltungs- und 
Büroberufen sowie den Metallberufen an vierter Stelle. Umge-

Verarbeitendes Gewerbe: 
Erste Erholungstendenzen

Im Verarbeitenden Gewerbe hat sich in den Sommermonaten 
1996 eine konjunkturelle Wende zum Besseren hin vollzogen, 
nachdem es 1995 zu einem deutlichen konjunkturellen Ein­
bruch gekommen war, bedingt durch kräftige Turbulenzen auf 
den internationalen Devisenmärkten und das Nachlassen der 
konjunkturellen Dynamik in wichtigen Handelspartnerländern.

Während sich somit Anfang des Jahres 1996 noch rezessive 
Tendenzen gezeigt hatten, kam es ab dem zweiten Quar­
tal 1996 zu einer Trendwende. Getragen wird die erneute wirt­
schaftliche Aufwärtsentwicklung von der Auslandsnachfrage, 
deren Belebung mit dem zweiten Quartal 1996 einsetzte. Maß-
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Schaubild 6
Auftragseingang (real) im Verarbeitenden Gewerbe 
Baden-Württembergs seit 1994

landsorder (- 2,7 %) noch stark rückläufig. Im zweiten Quartal 
lag das Niveau der Auslandsorder jedoch bereits wieder um 
4,5 % über dem Vorjahreswert.

Veränderung gegen 
Vorjahr in %

Allerdings war die Entwicklung in den einzelnen Branchen 
sehr unterschiedlich. Für den Zeitraum Januar bis September 
konnte ein Auftragsplus nur für die Wirtschaftsbranchen Fahr­
zeugbau, getragen von den Auslandsordern, sowie die Chemi­
sche Industrie verzeichnet werden. Nach wie vor unter dem 
Vorjahreswert lagen die Auftragseingänge im Bereich Metall- 
erzeugungZ-bearbeitung, Herstellung von Metallerzeugnissen, 
im Maschinenbau, im Bereich Datenverarbeitung, Elektrotech­
nik, Feinmechanik und Optik sowie im Textil- und Beklei­
dungsgewerbe .
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1994 1996 Wie die Entwicklung der Auftragseingänge bereits signali­
sierte, kam es im dritten Quartal zu einer merklichen Produkti­
onsausweitung mit einem Produktionsanstieg gegenüber 
dem entsprechenden Vorjahreszeitraum in Höhe von 2,0%, 
während im ersten Halbjahr die Entwicklung eher auf eine Sta­
gnation hinwies. So konnte im ersten Quartal zwar ein leichtes 
Wachstum verzeichnet werden (+1 %), im zweiten Quartal 
wurde aber nur in etwa das Vorjahresniveau erreicht.
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geblich hierfür war sicherlich, daß sich das Wachstum in den 
Industrieländern wieder verstärkt hat, wodurch auch die Nach­
frage nach Investitionsgütern zunahm. Dabei kam den Unter­
nehmen nicht zuletzt auch die weitgehende Korrektur der im 
Frühjahr 1995 eingetretenen starken DM-Aufwertung zugute. 
Darüber hinaus dürften die Umstrukturierungs- und Rationali­
sierungsmaßnahmen der vergangenen Jahre die Marktchan­
cen der Wirtschaft verbessert haben.

Auch bei der Produktionsentwicklung zeigte sich nach den 
ersten drei Quartalen 1996 in den einzelnen Wirtschafts­
branchen ein uneinheitliches Bild. Ein kräftiges Plus (+8%)

.*ji

Trotz dieser konjunkturellen Besserung im Laufe des Jahres 
verfehlte die Nachfrage in den ersten neun Monaten 1996 das 
Vorjahresniveau um 1,0 %. Keine konjunkturellen Impulse ließ 
nämlich bis zuletzt die Inlandsnachfrage erkennen, die um 
4,1 % hinter dem Ergebnis des entsprechenden Vorjahreszeit­
raums zurücklag. Eine zunehmende Stabilisierung zeigt dage­
gen die Entwicklung bei den Auslandsordern, die in den er­
sten drei Quartalen das Vorjahresniveau um 4,4 % übertrafen.

Schaubild 7
Umsätze und Beschäftigte im Verarbeitenden 
Gewerbe Baden-Württembergs 1995 und 1996

Anzahl 
In Mill.
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In den alten Bundesländern gingen die Auftragseingänge im 
Zeitraum Januar bis September 1996 um 1,1 % zurück, wobei 
die Inlandsnachfrage schwächer nachgab als im Land 
(- 3,9 %), andererseits aber der Anstieg der Auslandsorder mit 
einer Zuwachsrate von 3,7 % etwas geringer ausfiel.
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1,23Die Auslandsnachfrage verstärkte sich im Laufe des Jahres zu­
nehmend und führte im dritten Quartal 1996 sogar zu einem 
Anstieg der Gesamtnachfrage um 2,2 %, obwohl die Inlands­
bestellungen nach wie vor hinter den Vorjahreswerten lagen 
(-3,5%). Im ersten Halbjahr 1996 war dagegen lediglich im 
April ein Nachfrageanstieg zu registrieren, dessen Ausschlag 
wesentlich dazu beitrug, daß sich im zweiten Quartal der 
Rückstand gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeit­
raum bis auf nur 1 % reduzierte, nachdem die Aufträge im er­
sten Quartal 1996 um 4% zurücklagen. So waren im ersten 
Quartal sowohl die Inlandsorder (-4,6%) als auch die Aus-
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Außenhandel: Wichtigste Stütze der 
konjunkturellen Besserung

konnte bisher lediglich der in Baden-Württemberg bedeuten­
de Fahrzeugbau verbuchen. Eine merkliche Ausweitung der 
Produktion verzeichneten auch der Bereich Datenverarbei­
tung, Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik (+3,4%) und 
die Chemische Industrie (+ 2,8 %), während das Wachstum in 
der nach der Beschäftigtenzahl dominierenden Branche des 
Landes, dem Maschinenbau, mit 1,1 % ebenso moderat aus­
fiel wie im Bereich Ernährungs- und Tabakverarbeitung. Pro­
duktionseinbußen mußten demgegenüber eine Vielzahl von 
Branchen hinnehmen, so insbesondere das Textil- und Beklei­
dungsgewerbe mit einem kräftigen Minus von 8 % und der 
Bereich Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung von Steinen und 
Erden (-5,2%). Auch das Papier- und Druckgewerbe erlebte 
einen deutlichen Produktionsrückgang (-3,8 %).

Die zunehmende Auslandsnachfrage spiegelt sich auch in der 
Exportentwicklung wider. Im Zeitraum Januar bis Juni 1996 
wurden Waren im Wert von 63,7 Mrd. DM aus Baden-Würt­
temberg ins Ausland ausgeführt. Gegenüber dem entspre­
chenden Vorjahreszeitraum bedeutet dies eine nominale Stei­
gerung um über 5 %; damit wurde die Rate für das gesamte 
Jahr 1995 bereits geringfügig übertroffen. Der Export ist der­
zeit Auslöser und wichtigste Stütze der konjunkturellen Besse­
rung. Für das inzwischen wieder rege Exportgeschäft spielte 
unter anderem eine wesentliche Rolle, daß sich die starke DM- 
Aufwertung vom Frühjahr 1995 deutlich zurückgebildet hat; 
hinzu kam, daß die Industrie zur Verbesserung der Wettbe­
werbsfähigkeit erhebliche Anstrengungen unternommen 
hatte und sich zudem eine konjunkturelle Erholung in wichti­
gen Partnerländern abzeichnete.

Anlaß zu etwas mehr Optimismus gibt auch die Entwicklung 
der wertmäßigen Umsätze, wobei auch hier die zeitliche Ver­
zögerung beachtet werden muß. 1995 tätigten die Betriebe 
des Verarbeitenden Gewerbes in Baden-Württemberg einen 
Gesamtumsatz, der um 3 % höher war als 1994. Von Januar 
bis September 1996 lag der Gesamtumsatz der Betriebe zwar 
nur noch um 1,9% über dem Vorjahreswert, doch verbesser­
ten sich im Laufe des Jahres 1996 die Geschäfte zunehmend. 
So lagen die Umsätze im dritten Quartal bereits um 4,4 % über 
dem Vorjahreswert. Auch hier zeigt sich, daß das positive Bild 
der Umsatzentwicklung maßgeblich von den Auslandsge­
schäften geprägt wurde. So konnte für den Gesamtzeitraum 
Januar bis September 1996 mit dem Ausland ein Umsatzplus 
von 6,7% erzielt werden, während sich die Inlandsumsätze 
nicht mehr so stark abschwächten (- 0,3 %), wie dies noch im 
ersten Halbjahr 1996 der Fall war. Die Exporteure profitierten 
damit von den höheren Auslandsordern. Die Exportquote 
stieg auf 32,7 % an und bewegte sich damit um beachtliche 
1,5 Prozentpunkte über dem Vorjahresstand. Starke Umsatzzu­
wächse gab es dabei im Fahrzeugbau (+ 11,9 %) sowie im Ma­
schinenbau (4,9%), wobei die Auslandsumsätze um 13,9% 
bzw. 12,8 % Zunahmen.

Schaubild 8
Ausfuhr Baden-Württembergs im 1. Halbjahr 1996 
nach Waren
Anteile in %

Restliche Ausfuhrgüter 13,0

Waren aus 
NE-Metallen 2,7,

Textilien 3,6

\ Maschinen 25,2

Eisenwaren 3,8--

insgesamt p) \ 
63,7 Mrd.

Feinmechanische- 
und optische 
Erzeugnisse 3,9 ' DM

Chemische 
Erzeugnisse 10,0'

Für eine konjunkturelle Besserung ab dem dritten Quartal 
1996 sprechen der deutliche Anstieg der Auslandsorder und 
damit bessere Umsatzaussichten.

'Straßenfahr­
zeuge 22,8

Elektrotechnische Erzeugnisse 15,0

Stellenabbau im Verarbeitenden Gewerbe hält an 521 96Statistisches Landesamt Baden-Württemberg

Der Beschäftigungsrückgang hält im Verarbeitenden Gewerbe 
dagegen unvermindert an. So lag die Zahl der Beschäftigten 
im Durchschnitt der ersten neun Monate des Jahres 1996 bei 
rund 1,232 Mill. Personen. Das bedeutet gegenüber dem ent­
sprechenden Vorjahreszeitraum einen weiteren Personal­
abbau von etwa 34 000 Stellen. Das waren 2,7 % weniger als 
im Vorjahr, 1995 betrug die Abnahme 2,9 %. Im früheren Bun­
desgebiet wurden 1996 die Arbeitsplätze im Verarbeitenden 
Gewerbe um 3,5 % reduziert.

Den bedeutendsten Beitrag zur Exportsteigerung im ersten 
Halbjahr 1996 leistete der Maschinenbau, der nach wie vor 
den höchsten Anteil an den gesamten Ausfuhren des Landes 
innehat. Hier konnte mit nahezu 13 % die Wachstumsrate des 
Jahres 1995 von gut 10 % sogar noch übertroffen werden. Dy­
namischer als im Vorjahr entwickelten sich aber auch die Ex­
porte mit Luft- und Kraftfahrzeugen mit einer Zunahme von 
4,4 %, von elektrotechnischen Erzeugnissen mit 3,2 % und von 
feinmechanischen und optischen Erzeugnissen mit rund 10%. 
Einen unterdurchschnittlichen, vor allem aber deutlich unter 
dem Vorjahresergebnis liegenden Zuwachs gab es bei den 
chemischen Erzeugnissen (+ 1,0 %). Bei der Ausfuhr von Texti­
lien war dagegen, wie schon in den beiden vorangegangenen 
Jahren, mit-3,1 % ein deutlicher Rückgang zu beklagen.

Infolge der Rezession, aber auch im Zuge starker Rationalisie­
rungsbemühungen hatten die Unternehmen die Beschäftig­
tenzahl im Verarbeitenden Gewerbe von 1991 bis 1995 bereits 
um über 280 000 reduziert. Damit war jeder fünfte Arbeitsplatz 
in der baden-württembergischen Industrie verlorengegangen. 
Zugleich wurden im Zeitraum Januar bis September 1996 die 
Arbeiterstunden gegenüber dem vergleichbaren Vorjahreszeit­
raum um 5,2 % auf knapp 1 210 Mill. Stunden reduziert, nach 
einem Rückgang um 2,3% im gesamten Jahr 1995. Die im 
Zeitraum Januar bis September bezahlten Löhne und Gehäl­
ter summierten sich auf 59,6 Mrd. DM (+ 0,6 %), für das ge­
samte Jahr 1995 betrugen sie 80,2 Mrd. DM (+ 1,2 %).

Konjunkturaufschwung in den wichtigen 
Handelspartnerländern

Vor allem in Westeuropa und in den USA hat der Konjunktur­
aufschwung im Verlauf des ersten Halbjahres 1996 wieder an
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r :
g Im Handel mit den EU-Mitgliedstaaten waren im einzelnen 

höchst unterschiedliche Entwicklungen zu verzeichnen. Je­
doch hat sich die wirtschaftliche Lage in den meisten kleineren 
Mitgliedstaaten sowie Großbritannien am deutlichsten ver­
bessert. Daher war insbesondere die Nachfrage aus Großbri­
tannien nahezu unverändert stark, während sich in Frankreich 
das Wachstum etwas verlangsamt hat. So sanken die Ausfuh­
ren nach Frankreich, dem größten Handelspartner Baden- 
Württembergs überhaupt, um 0,4%, während die Exporte 
nach Großbritannien um 9,7 % stiegen. Weiterhin erfuhren die 
Exporte nach den Niederlanden, Österreich, Spanien und 
Schweden geradezu einen Boom. Zu einem Rückgang kam es 
dagegen bei den Ausfuhren nach Italien.

Tabelle 6
Ausfuhr Baden-Württembergs im 1. Halbjahr 1996 
nach Handelspartnern

Ausfuhr (Spezialhandel)
Verände­
rung 
gegen 
1. Halbjahr 
1995 in %

Verände­
rung 
1995 
gegen 
1994 in %

Handelspartner
Anteile InMill. DM %

Europa ..............................
davon
EU-Länder .....................
darunter
Belgien-Luxemburg . .
Frankreich.....................
Großbritannien............
Italien...........................
Niederlande..................
Österreich.....................
Schweden.....................
Spanien........................
EFTA-Länder'i..................
darunter
Schweiz........................
Reformländer^'...............
darunter
Polen ...........................
Tschechische Republik.
Ungarn........................
ehemalige Sowjetunion
Übriges Europa...............
Afrika.................................
Amerika..............................
darunter
Vereinigte Staaten . . . .
Asien .................................
darunter
Japan ..............................
China ..............................
ASEAN-Länder^'...............

Australien und Ozeanien . 
Insgesamt...........................

43 487,1 68,3 + 5,2 + 5,2

32 195,1 50,5 + 3,1 + i,2

2 591,8 
6 989,8 
4 496,4

4 619,5

3 462,6 
3 587,2

1 536,4

2 368,6

5 691,0

4,7 - 3,5
- 0,4 
+ 9,7
- 5,6 
+ 8,5 
+ 6,5 
+ 8,6 
+ 9,2

+ 0,3 
+ 3,7 
+ 9,4 
+ 7,0 
+ 8,4 
- 8,2 
+ 14,2 
+ 17,2

11,0
7,1
7,3

Währungsrelationen haben sich normalisiert5,4
5,6
2,4 Maßgeblich für die weitere Entwicklung der Ausfuhren ist 

einerseits der Konjunkturverlauf in den Absatzländern, ande­
rerseits wird die Wettbewerbsposition der baden-württember­
gischen Exporteure auch von den Währungsrelationen be­
stimmt, die am besten mit dem Index des Außenwertes der 
DM dargestellt werden können'. Seit Mitte des Jahres 1995 ist 
auf den internationalen Devisenmärkten nach starken Turbu­
lenzen wieder etwas Ruhe eingekehrt, was die Exportbedin­
gungen für 1996 deutlich verbesserte. Dabei hat sich die hefti­
ge Aufwertung der DM in der ersten Jahreshälfte 1995 in den 
letzten Monaten nahezu vollkommen zurückgebildet. So no­
tierte die DM gemessen am gewogenen Außenwert gegen­
über den Währungen von 18 Industriestaaten im August rund

3,7
8,9 1,0 + 6,7

5 167,7 
3979,3

8,1 - 2,4 
+ 24,2

+ 6,4 
+ 7,46,2

778,0

974.8 
763,2

930.9 

1 621,7 
1 365,9 
8 632,5

1,2 + 30,6 
+ 23,1 
+ 21,3 
+ 18,0 
+ 37,0 
- 5,9 
+ 6,2

+ 11,2 
+ 22,3 
+ 5,1 
-14,0 

+ 16,6 
+ 4,5 
+ 3,3

1.5
1,2
1,5
2,5
2,1
13,6

6 654,7 
9 603,5

10.4 + 7.8 
+ 6,4

+ 0,5 
+ 6,415,1

2 567,1 4,0
838,0 1,3
2175,4 3.4
581,4 0,9

63 694,7 100

+ 17,1 
+ 3,7 
+ 16,1 
+ 0,8 
+ 5,1

" Island, Norwegen, Liechtenstein, Schweiz. - Nachfolgestaaten der ehemali­
gen Sowjetunion, Polen, Tschechische Republik und Slowakei, Ungarn, Rumä­
nien, Bulgarien, Albanien. - ^ Thailand, Vietnam, Indonesien, Malaysia, Brunei, 
Singapur, Philippinen.

+ 28,6 
+ 17,2 
+ 2.5
+ 0,9 
+ 5,2

' Vgl. Monatsberichte der Deutschen Bundesbank.

Schaubild 9
Außenwert der DM gegenüber ausgewählten 
anderen Währungen von Januar 1995 
bis September 1996

Dynamik gewonnen. Damit konnten die Ausfuhren in die EU, 
in die über die Hälfte aller Exporte des Landes gehen, im er­
sten Halbjahr 1996 um 3,1 % erhöht werden; der Zuwachs für 
das gesamte Jahr 1995 hatte 4,2 % betragen. Ausgeprägter 
war der Aufschwung im USA-Geschäft. Nach einer annähern­
den Stagnation (-f0,5%) im Jahr 1995 konnten die Exporte in 
die USA im ersten Halbjahr des Jahres 1996 wieder um 7,8 % 
ausgedehnt werden. Zunehmende Bedeutung als Handels­
partner erlangten aber auch die stark expandierenden Volks­
wirtschaften der reformstarken Länder Mittel- und Osteuropas. 
Auch hier gab es weiterhin eine positive Entwicklung: Die Ex­
porte konnten um 24,2 % gesteigert werden, nach 7,4 % im 
Jahr 1995. Weniger erfreulich verlief dagegen die Entwicklung 
der Ausfuhren in die EFTA-Länder. Hier kam es zu einem Rück­
gang der Ausfuhren um 1,0%, wobei die Exporte in die 
Schweiz gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum 
um 2,4% sanken. Ebenso dynamisch wie im vergangenen 
Jahr haben sich die Exporte nach Asien entwickelt (-f6,4%). 
Deutlich an Dynamik verloren haben die Exporte in die 
ASEAN-Länder. Andererseits steigerte aber Japan seine Im­
porte aus Baden-Württemberg um 28,6 %, nachdem in Japan 
die gesamtwirtschaftliche Nachfrage in den vergangenen 
Monaten deutlich gestiegen war. In den Entwicklungsländern 
konnten dagegen zuletzt weniger Waren abgesetzt werden 
(- 0,4 %) als im vergleichbaren Vorjahreszeitraum.
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1 % unter dem Stand des vorigen Jahres, verglichen mit ei­
nem Aufwertungssatz von 6% im Juni 1995. Gegenüber den 
EU-Währungen, denen eine zentrale Bedeutung für die Ex­
portwirtschaft zukommt, ergibt sich ein realer Außenwert der 
DM, der im Vergleich zu Anfang 1995 deutlich niedriger liegt 
und in etwa dem Stand von 1994 entspricht. Damit haben sich 
die Wettbewerbsbedingungen für die deutsche Exportwirt­
schaft von dieser Seite her wieder spürbar gebessert.

Tabelle 7
Wertindex der Auftragseingänge im Bauhauptgewerbe 
Baden-Württembergs 1996

Januar bis 
September1. Quartal 2. Quartal 3. QuartalWirtschaftsbereich

Wirtschaftsgruppe
Veränderung gegen 1995 in %

Bauhauptgewerbe
insgesamt.....................
davon
Hochbau ..................
darunter
Wohnungsbau . . . 
Wirtschaftsbau’' . . 
öffentlicher Bau“' . .
Tiefbau .....................
darunter
Straßenbau............
Wirtschaftsbau® . . 
öffentlicher Bau . .

-73,5-77,9 -70,7 -7^2

Dazu kommt unter eher langfristigem Aspekt natürlich die 
technologische Wettbewerbsfähigkeit der baden-württember­
gischen Exporteure und ihre unternehmerische Fähigkeit, 
neue Märkte zu erschließen. Zwar ist in den letzten Jahren 
mancher technologische Vorsprung, insbesondere gegenüber 
den kostengünstiger produzierenden Schwellenländern Süd­
ostasiens, geschrumpft oder gar verlorengegangen, die Kon­
kurrenzsituation auf den Weltmärkten ist dadurch zweifellos 
härter geworden. Das wirtschaftliche Wachstum gerade in 
Südostasien sowie die zunehmenden Handelsverflechtungen 
ehemals planwirtschaftlich organisierter Länder in Osteuropa 
bieten jedoch durchaus auch neue Chancen. Alles in allem 
werden unter diesen Bedingungen vom Export 1997 wieder 
stärkere Impulse für die baden-württembergische Wirtschaft 
ausgehen als noch anfangs 1996. Dies zeigt auch die Entwick­
lung der Auslandsaufträge. So läßt die Entwicklung der Auf­
tragseingänge in den nächsten Monaten einen weiteren Fort­
gang der Aufwärtsbewegung bei den Ausfuhren erwarten. Da­
für spricht auch, daß sich die Exporterwartungen in der Indu­
strie in den letzten Monaten deutlich verbessert haben^. Offen­
sichtlich findet hierin das günstigere Umfeld seinen Nieder­
schlag, das die deutsche Exportwirtschaft auf wichtigen Ab­
satzmärkten mittlerweile wieder vorfindet. Jedenfalls hat sich 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit Deutscher Produkte 
nach der weitgehenden Entzerrung der Wechselkursrelationen 
merklich verbessert. '

-77,7-20,4 - 7,3 - 5,7

-12,7 
- 8,2 
-13,8

- 17,0

-25,0
- 14,7
- 16,4 
-13,2

- 9,1
- 3,1 
-13,0 
-15,8

- 3,3
- 6,8 
-12,5
-20,8

- 12,8 
- 5,0 
-25,8

- 3,5 
-12,6 
-36,5

" Einschließlich landwirtschaftiicher Bau, Deutsche Bahn AG und Postfolge­
unternehmen. - Einschließlich Organisationen ohne Erwerbszweck. - ® Ein­
schließlich Deutsche Bahn AG und Postfolgeunternehmen.

-23,4 
+ 7,6 
- 15,7

-14,0 
- 8,0 
-21,0

vor allem auf die nachlassenden Aufträge aus dem öffent­
lichen Bereich zurückzuführen. Im Straßenbau und im sonsti­
gen öffentlichen Tiefbau lagen die Auftragseingänge in den 
ersten neun Monaten 1996 um 13 bzw. 26% unter dem Vor­
jahresniveau (1995:0% bzw. +25%). Der erhebliche Rück­
stand bei den Auftragseingängen im sonstigen öffentlichen 
Tiefbau im dritten Quartal 1996 (-37 %) ist allerdings auf den 
hohen Auftragseingangswert im September 1995 zurückzu­
führen, der auf der Teilvergabe im Zusammenhang mit einem 
Großprojekt beruhte. Im öffentlichen Hochbau gingen die Auf­
tragseingänge in den ersten drei Quartalen 1996 um fast 14 % 
gegenüber dem Vorjahr zurück. Dort fiel der prozentuale Rück­
gang sogar stärker aus als im Wohnungsbau (-13 %). Die Auf­
tragseingänge im Wirtschaftshochbau lagen 8% unter dem 
Vorjahresniveau.

Bauwirtschaft;
Opfer der Investitionsschwäche

Im Vergleich zu den wertmäßigen Auftragseingängen brachen 
die realen Auftragseingänge nicht so stark ein. Das Volumen 
der Auftragseingänge lag von Januar bis September 1996 im 
Hochbau rund 9% und im Tiefbau rund 15% unter dem ent­
sprechenden Vorjahresniveau. Grund hierfür waren die gerin­
geren Baupreise. Diese gaben vom ersten bis zum dritten 
Quartal immer mehr nach. Im dritten Quartal 1996 lagen die 
Baupreise 1,7 % unter dem Vorjahresquartal. Dies war der 
stärkste Rückgang seit November 1967 (-5,1 %).

Die Bauwirtschaft trug 1996 zum schwachen wirtschaftlichen 
Aufschwung in Baden-Württemberg bei. Trotz niedriger Zin­
sen und fallender Baupreise ließ die Investitionsbereitschaft 
der gewerblichen, privaten und öffentlichen Auftraggeber 
deutlich nach. Die Finanznot der öffentlichen Haushalte, gerin­
ge Rentabilitätsaussichten im Wohnungsbau und die Zurück­
haltung gegenüber gewerblichen Bauvorhaben führten zu 
einem drastischen Einbruch der Auftragslage. Der Wert der 
Auftragseingänge im Bauhauptgewerbe blieb in den ersten 
drei Quartalen fast 14% hinter dem entsprechenden Vorjah­
resniveau zurück. Damit ist der Auftragseingangswert 1996 
viermal so stark gesunken wie im gleichen Zeitraum des Vor­
jahres.

Rohbauleistung deutlich unter Vorjahresniveau

Der bereits seit 1995 schwache Auftragseingang hinterließ 
auch in der Produktion des baden-württembergischen Bau­
hauptgewerbes tiefe Spuren. Die reale und kalenderbereinigte 
Rohbauleistung lag von Januar bis September 1996 nahezu 
11 % unter dem vergleichbaren Vorjahreswert. Im Hochbau 
ging die Rohbauleistung sogar um 16% zurück, während der 
Tiefbau (-1 %) nach einer Durststrecke während der Win­
termonate noch von der guten Auftragslage des Vorjahres 
zehrte - und hier unter anderem von dem bereits genannten 
großen öffentlichen Tiefbauprojekt, das im dritten Quartal 
1995 vergeben wurde.

Während im Jahr 1995 lediglich die Auftragslage im Hochbau 
schlechter war als im Vorjahr, rutschte 1996 auch der Wert der 
Auftragseingänge im Tiefbau mit zweistelligen Raten ins 
Minus. Dort lag in den ersten neun Monaten der Wert der 
Auftragseingänge mit -17 % sogar deutlicher unter dem ent­
sprechenden Vorjahresniveau als im Hochbau (-11 %). Daß 
der Tiefbau - im Jahr 1995 noch eine Stütze im Bauhauptge­
werbe - im abgelaufenen Jahr so stark eingebrochen ist, ist

Qbwohl die Bauleistung im Tiefbau zurückging, lag das Volu­
men der noch nicht erledigten Aufträge und Auftragsteile we­
gen der schwächeren Auftragsvergabe zum Ende des dritten 
Quartals 1996 12 % unter dem entsprechenden Vorjahreswert.

“ Siehe: Ifo Wirtschaftskonjunktur, Monatsberichte des ifo-instituts für Wirt­
schaftsforschung.
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Auch die Betriebe im Hochbau verfügten am Ende des dritten 
Quartals 1996 über geringere Auftragsreserven (-8 %).

Nachfrage im Nichtwohnbau zieht an

Der Nichtwohnbau, der vor allem gewerbliche Betriebs- und 
Bürogebäude sowie Hochbauten der öffentlichen Hand um­
faßt, hat sich 1996 im Laufe des Jahres erholt. In den ersten 
drei Quartalen übertraf das genehmigte Neubauvolumen den 
Vorjahreswert um fast 26 %. Damit war das genehmigte Neu­
bauvolumen im Wirtschaftsbau und öffentlichen Hochbau 
erstmals seit vier Jahren wieder größer als im Wohnungsbau. 
Die wichtigste Bauherrengruppe im Nichtwohnbau stellten 
die Wirtschaftsunternehmen. In dieser Bauherrengruppe lag 
das genehmigte Bauvolumen in den ersten drei Quartalen 
1996 fast 30 % über dem Vorjahreswert.

Die erheblich geringere Bauleistung spiegelte sich auch in 
einer kräftigen Reduzierung der Beschäftigung wider. Von Ja­
nuar bis September 1996 lag die Zahl der geleisteten Arbeits­
stunden rund 13 % unter dem Vorjahresniveau, die Zahl der 
tätigen Personen ging um 10 % zurück. Ein Teil des Beschäfti­
gungsrückgangs wurde über erhöhte Kurzarbeit abgefangen. 
Ebenso wie bei der realen Rohbauleistung war auch der Be­
schäftigungsrückgang im Hochbau stärker ausgeprägt als im 
Tiefbau. Im Hochbau lag die Zahl der geleisteten Arbeitsstun­
den von Januar bis September 1996 rund 14 % unter dem Vor­
jahresniveau, im Tiefbau waren es 11 %.

Durch die Erholung des Nichtwohnbaus war das genehmigte 
Hochbauvolumen von Januar bis September 1996 insgesamt 
wieder fast 6% höher als ein Jahr zuvor (1995: -16%). Die 
Zahl der fertiggestellten Wohnungen dürfte auch 1996 noch 
deutlich über dem bis zum Jahr 2005 prognostizierten jahres­
durchschnittlichen Baubedarf von 60 000 bis 70 000 Wohnun­
gen liegen.

Wohnungsbaunachfrage läßt weiter nach

Wie aus den erteilten Baugenehmigungen sichtbar wird, war 
die Verschlechterung der Lage im Hochbau im Laufe des Jah­
res 1996 auf die geringere Wohnungsbaunachfrage zurückzu­
führen. In den ersten drei Quartalen 1996 wurden rund 45 000 
Neubauwohnungen zum Bau freigegeben, 18 % weniger als 
ein Jahr zuvor. Im Geschoßwohnungsbau wurden 1996 in die­
sem Zeitraum 24 700 Neubauwohnungen genehmigt, ein Drit­
tel weniger als ein Jahr zuvor. In diesem starken Rückgang 
äußern sich die geringen Renditeen/vartungen der Kapitalanle­
ger. Demgegenüber lag die Zahl der zum Bau freigegebenen 
Neubauwohnungen von Januar bis September 1996 mit 7 600 
nur knapp 3% unter dem vergleichbaren Vorjahresniveau, 
während sich die Nachfrage bei Einfamilienhäusern sogar 
kräftig erholt hat. In den ersten drei Quartalen 1996 wurden 
11 800 Neubauwohnungen in Einfamilienhäusern genehmigt, 
gut 26 % mehr als im Vorjahr. Diese Entwicklung dürfte neben 
den niedrigen Zinsen und den gesunkenen Baupreisen auch 
auf die Neuregelung der Wohnungsbauförderung zurückzu­
führen sein, die am 1. Januar 1996 in Kraft trat.

Auch 1997 schwache Baukonjunktur

In der Bauwirtschaft ist 1997 noch keine Erholung zu erwarten. 
Wegen der Finanznot der öffentlichen Haushalte wird die Auf­
tragslage im öffentlichen Hoch- und Tiefbau schlecht bleiben. 
Dies gilt auch für den Wohnungsbau. Bei anhaltend schwa­
chen Renditeerwartungen dürfte die Nachfrage nach Wohnun­
gen in Mehrfamilienhäusern - dem wichtigsten Sektor der 
Wohnungsbaunachfrage - weiter sinken. Die Wohnungsnach­
frage bei Ein- und Zweifamilienhäusern könnte jedoch auf­
grund niedriger Zinsen und Baupreise weiter zulegen. Die mit 
der wirtschaftlichen Belebung einhergehenden Impulse für 
den gewerblich-industriellen Hoch- und Tiefbau dürften in die­
sem Jahr noch nicht ausreichen, die vorgenannten negativen 
Entwicklungen zu kompensieren.

Schaubild 10
Genehmigte Wohnungen*) in Baden-Württemberg 
seit 1988

Insolvenzen:
1996 erneut auf Rekordniveau

ln Baden-Württemberg nahm 1996 die Zahl der eröffneten 
oder mangels Masse abgelehnten Konkurs- oder Vergleichs­
verfahren im sechsten Jahr in Folge zu. Bereits in den ersten 
drei Quartalen 1996 wurden 2 665 Insolvenzfälle gezählt, noch 
einmal gut 5 % mehr als im entsprechenden Vorjahreszeit­
raum. Hochgerechnet auf das gesamte Jahr dürfte die Zahl 
der Insolvenzen über 3 500 liegen. Damit zeichnet sich für 
1996 erneut ein Höchststand bei den Insolvenzen ab, nachdem 
die Amtsgerichte in den Jahren 1994 und 1995 schon Rekord­
zahlen registriert hatten. Im Vergleich zum Maximum nach der 
Rezession Anfang der achtziger Jahre liegt die Zahl der Insol­
venzfälle im Jahr 1996 um rund ein Drittel höher. Positiv an 
der Entwicklung des Insolvenzgeschehens im abgelaufenen 
Jahr war jedoch, daß das Tempo des Anstiegs weiter nachge­
lassen hat. So hat sich der prozentuale Zuwachs der Insolven­
zen in den ersten drei Quartalen 1996 mit 5 % gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum nochmals halbiert (1995: +11%, 1994: 
+ 22%). Diese Entwicklung deutet darauf hin, daß die Zu­
nahme der Insolvenzen allmählich zum Stillstand kommt.
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Die Gesamtentwicklung der Insolvenzen war 1996 wie schon 
in den Vorjahren durch den Verlauf der Unternehmensinsol­
venzen geprägt. In den ersten drei Quartalen 1996 gerieten

*) In neu zu errichtenden Wohngebäuden.
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Insolvenzen*) im Konjunkturverlauf 
Baden-Württembergs seit 1980

Schaubild 11 halb des früheren Bundesgebiets vergleichsweise günstig 
ausfallen dürfte. Die Position Baden-Württembergs könnte 
sich im Vergleich zu den übrigen Bundesländern des früheren 
Bundesgebiets sogar verbessert haben, weil die Zahl der Un­
ternehmensinsolvenzen in Baden-Württemberg von Januar 
bis Juli 1996 im Vergleich zum Vorjahr in etwa konstant blieb, 
während diese in Bayern und Rheinland-Pfalz binnen eines 
Jahres um 18 bzw. 14% Zunahmen. Nur in diesen beiden 
Bundesländern war die Insolvenzgefährdung im Jahr 1995 mit 
60 bzw. 67 Unternehmenszusammenbrüchen je 10 000 um­
satzsteuerpflichtige Unternehmen ähnlich gering wie hierzu­
lande (59 Unternehmenszusammenbrüche)^.

Veräruderung des Bruttoinlandsprodukts 
gegen Vorjahr in %

Insolvenzen 
in Tsd.
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3
Das weitere Insolvenzgeschehen in Baden-Württemberg wird 
maßgeblich von den wirtschaftlichen Entwicklungen in den 
Bereichen Verarbeitendes Gewerbe, Handel, Grundstücks­
und Wohnungswesen einschließlich Dienstleistungen für Un­
ternehmen sowie im Baugewerbe abhängen, auf die bis Sep­
tember 1996 mehr als 80% aller Unternehmensinsolvenzen 
entfielen. Eine Schlüsselrolle dürfte dabei dem Verarbeitenden 
Gewerbe zukommen, dem Wirtschaftszweig mit den höchsten 
Insolvenzzahlen. Wenn sich dort die konjunkturellen Impulse 
erwartungsgemäß verstärken, könnten im Verlauf des Jahres 
1997 die Insolvenzen in diesem Bereich wieder zurückgehen. 
Ob dieser Entlastungseffekt ausreicht, eine Trendwende im ge­
samten Insolvenzgeschehen herbeizuführen, erscheint ange­
sichts der anhaltend schwachen konjunkturellen Entwicklung 
im Baugewerbe und in den damit verbundenen Dienstlei­
stungsbereichen des Grundstücks- und Wohnungswesens 
eher fraglich. Hierfür spricht auch, daß die Insolvenzentwick­
lung erst mit zeitlicher Verzögerung dem Konjunkturverlauf 
folgt. Der Anstieg dürfte sich jedoch weiter verlangsamen.
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1 743 Unternehmen in Zahlungsschwierigkeiten, gut 5 % mehr 
als ein Jahr zuvor. Im gleichen Zeitraum des Jahres 1995 hat­
ten die Unternehmensinsolvenzen noch um 20 % zugenom­
men. Die Insolvenzen der übrigen Gemeinschuldner nahmen 
in den ersten drei Quartalen 1996 wieder um fast 5 % auf 922 
Fälle zu, nachdem diese im vergleichbaren Zeitraum des Jah­
res 1995 noch um 4 % zurückgegangen waren.

Verstärkte Sparanstrengungen bei den 
öffentlichen HaushaltenFür den geringeren Anstieg der Unternehmensinsolvenzen im 

Jahr 1996 waren in erster Linie die Entwicklungen im Handel, 
im Baugewerbe und im Bereich Grundstücks- und Wohnungs­
wesen einschließlich Dienstleistungen für Unternehmen ver­
antwortlich. Im Verarbeitenden Gewerbe, dem Wirtschafts­
zweig, der 1995 noch den Zuwachs der Unternehmensinsol­
venzen dämpfte, hat sich die Insolvenzsituation dagegen deut­
lich verschlechtert. Bis zum Ende des dritten Quartals 1996 ge­
rieten im Verarbeitenden Gewerbe - dem Wirtschaftszweig 
mit den höchsten Insolvenzzahlen - 381 Unternehmen in Zah­
lungsschwierigkeiten, fast 23% mehr als im Vorjahr. Im Jahr
1995 war in diesem Wirtschaftszweig dagegen noch ein Rück­
gang von fast 8 % zu verzeichnen. Die zweithöchste Zahl insol­
venter Unternehmen wurde 1996 im Wirtschaftsbereich Han­
del registriert, wo es 369 Insolvenzfälle gab. Nach dem noch 
sehr kräftigen Anstieg im Jahr 1995 (+ 26 %) ging dort die Zahl 
der Insolvenzverfahren 1996 um gut 8 % zurück, im Einzelhan­
del (ohne Kraftfahrzeughandel und Tankstellen) sogar um 
24%. Im Wirtschaftsbereich Grundstücks- und Wohnungswe­
sen einschließlich Dienstleistungen für Unternehmen wurden
1996 bis zum Ende des dritten Quartals 355 Insolvenzfälle ge­
zählt, 8 % mehr als im Vorjahr. Dort hat sich der prozentuale 
Zuwachs gegenüber 1995 mehr als halbiert. Auch im Bauge­
werbe haben die Unternehmensinsolvenzen 1996 nicht mehr 
so stark zugenommen. Mit 350 lag die Zahl der Insolvenzfälle 
von Januar bis September zwar 11 % über dem Vorjahres­
niveau, im Jahr zuvor war der Zuwachs jedoch noch dreimal 
so stark {-r 35 %).

Die Entwicklung der öffentlichen Haushalte wurde durch die 
Schwäche der Einnahmen sowie weitere Konsolidierungs­
anstrengungen geprägt. Das unzureichende konjunkturelle 
Wachstum führte auch zu erheblichen Belastungen der öffent­
lichen Haushalte: Um weitere Defizite zu vermeiden, wurden 
starke Sparanstrengungen notwendig. So verlangte die ge­
genwärtige konjunkturelle Situation einerseits zwar eine Sen­
kung der Steuern und Abgaben, andererseits hatte die schwa­
che konjunkturelle Entwicklung zur Folge, daß die Einnahmen 
der öffentlichen Haushalte langsamer und die Ausgaben 
durch die Zunahme der Transferzahlungen schneller stiegen. 
Zudem führten - allerdings erwartet - die im Januar 1996 in 
Kraft getretene Anhebung des einkommensteuerlichen 
Grundfreibetrages und die Neuregelungen des Familienlei­
stungsausgleichs zu geringeren Steuereinnahmen. Damit wird 
das Steueraufkommen, trotz wieder leicht steigender Wachs­
tumsraten im Jahr 1996, merklich hinter den ursprünglichen 
Erwartungen Zurückbleiben.

In den vergangenen Jahren haben zusätzliche Ansprüche an 
den Staat, aber auch die Finanzierung der deutschen Einheit, 
dazu geführt, daß die privaten Haushalte und Unternehmen 
zunehmend durch Steuern und andere Abgaben belastet wur­
den. Die Abgabenquote - Anteil der Steuern und Sozialbei­
träge am Bruttoinlandsprodukt - nahm kontinuierlich zu und

Insgesamt hat sich 1996 die Insolvenzsituation in Baden-Würt­
temberg verschlechtert, obwohl die Häufigkeitsrelation inner-

ä Vgl. Angele, Jürgen: Insolvenzen 1995, in: Wirtschaft und Statistik, Heft 4/1996, 
S. 243.
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n betrug 1995 für das gesamte Bundesgebiet 43,6 %. Dabei be­
trug die Steuerquote - Anteil der Steuereinnahmen am Brutto­
inlandsprodukt- 1995 rund 24,2 % und die Sozialbeitragsquo­
te, die den Anteil der Sozialbeiträge an der gesamtwirtschaft­
lichen Leistung mißt, 19,4 %.

Rückgang des Pro-Kopf-Wertes um rund 1 DM resultiert aus 
der gegenüber dem Vorjahr höheren Bevölkerungszahl. Nicht 
berücksichtigt werden jedoch die Schulden, die aus der öffent­
lichen Hand i.e.S. in Fonds, Einrichtungen und Unternehmen 
der öffentlichen Hand ausgelagert wurden.

Diese Abgabenbelastung ist 1996, hervorgerufen durch die 
Anhebung der Beitragssätze der Renten- und Pflegeversiche­
rung, nochmals gestiegen. Andererseits wurde mit den Steuer­
senkungen zu Jahresbeginn 1996 ein erster Schritt zur Entla­
stung der privaten Haushalte getan. Die Entlastung bezog sich 
zum Beispiel auf die Freistellung des Existenzminimums von 
der Einkommensteuer, die Anhebung der Kinderfreibeträge und 
des Kindergeldes sowie die Abschaffung des Kohlepfennigs.

Konsolidierung des Landeshaushalts

Im Landeshaushalt Baden-Württemberg hatte auch 1996 die 
Konsolidierung der Finanzen Vorrang vor anderen Zielen. So 
führten deutliche konjunkturbedingte Steuerausfälle zu ver­
stärkten Sparanstrengungen. Das Gesamtvolumen des Staats­
haushaltsplans von Baden-Württemberg für das Haushaltsjahr 
1996 wurde im Oktober durch einen zweiten Nachtrag auf 
rund 61,5 Mrd. DM reduziert. Die gesamten Ausgaben des 
Landes werden 1996 voraussichtlich zu 64,6% aus Steuern 
und steuerähnlichen Abgaben, zu 30,5% aus übrigen Einnah­
men und zu 4,9 % aus Verwaltungseinnahmen gedeckt. An 
Personalkosten fallen 1996 voraussichtlich rund 22,1 Mrd. DM 
(rund 36 % der Gesamtausgaben) an. Mit 5,8 Mrd. DM werden 
rund 9 % der Landesausgaben für Investitionen und Investi­
tionsförderung ausgegeben. Etwas über die Hälfte der gesam­
ten Ausgaben wird für sächliche Verwaltungsausgaben, 
Schuldendienst sowie Zuweisungen und Zuschüsse verwen­
det. Als Nettokreditaufnahme sind 1996 1,7 Mrd. DM vorge­
sehen.

Die Ausgaben des öffentlichen Sektors beliefen sich gleichzei­
tig (1995) auf 50,6% des Bruttoinlandsprodukts nach 46,1 % 
im Jahr 1990. Diese Zunahme ist auch durch das verhaltene 
wirtschaftliche Wachstum bei zugleich stark steigender Ar­
beitslosigkeit bedingt. Die Ausgaben der Gebietskörperschaf­
ten und der Sozialversicherungen (Bundesgebiet) entfallen un­
ter anderem 1995 zu 55 % auf Übertragungen und zu 34 % auf 
den Staatsverbrauch, der zum Beispiel die allgemeine staatli­
che Verwaltung, die Verteidigung, öffentliche Sicherheit und 
Ordnung, aber auch das Unterrichtswesen, Gesundheitswe­
sen, soziale Sicherung sowie das Wohnungswesen umfaßt.

Auf die Bruttoinvestitionen entfallen 4,4 % der gesamten Aus­
gaben. 1980 wurden dagegen noch 7,4 % der Ausgaben für In­
vestitionen eingesetzt. 1970 waren es sogar noch 11,8%. So 
nahmen die Investitionen von 1994 auf 1995 um 3,3% ab, 
während die Ausgaben insgesamt - bereinigt um die über­
nommenen Schulden der Treuhandanstalt und der Woh­
nungswirtschaft - um 5,4 % stiegen. Leicht überproportional 
stiegen dagegen mit einer Zunahme von 6,2 % die (bereinig­
ten) Übertragungen, die vor allem soziale Leistungen, Subven­
tionen aber auch Übertragungen an Gebietskörperschaften 
und die Sozialversicherungen umfassen; sie haben damit zu­
nehmend ein größeres Gewicht, während andererseits für 
Investitionen ein immer kleinerer Spielraum bleibt. Im ersten 
Halbjahr 1996 sind die staatlichen Investitionen nochmals 
deutlich gesunken. Die realen Ausrüstungs- und Bauinvestitio­
nen nahmen im Bundesdurchschnitt um 9,4% gegenüber 
dem vergleichbaren Vorjahreszeitraum ab.

Ziel des zweiten Nachtrags im Oktober war, die Kreditaufnah­
me im Haushaltsjahr 1996 nicht zu erhöhen. So wurden die 
Steuerausfälle durch Ausgabenkürzungen ausgeglichen, in­
dem der Etat 1996 um weitere 1,1 Mrd. DM gekürzt wurde. Da 
mit dem ersten Nachtrag bereits 1,4 Mrd. DM Kürzungen be­
schlossen wurden, beträgt das Kürzungsvolumen im laufen­
den Haushaltsjahr insgesamt rund 2,5 Mrd. DM. Im Rahmen 
des zweiten Nachtrags wurden unter anderem die Personal­
ausgaben gegenüber dem Ansatz im ersten Nachtrag um 
172 Mill. DM gekürzt. Dabei wirkt sich die Nullrunde für Be­
amte mit einem Betrag von 130 Mill. DM aus. Außerdem sind 
um 25 Mill. DM geringere Ausgaben bei Beihilfeleistungen 
vorgesehen. Weiterhin wurde eine Verlängerung der Stellen­
besetzungssperre um sechs Monate auf ein Jahr beschlossen. 
Dies führt zu Einsparungen von 15 Mill. DM im Jahr 1996. Zu­
dem müssen Sachmittel in Höhe von 739 Mill. DM eingespart 
werden. Hier seien unter anderem das Wohnungsbaupro­
gramm, der Landesstraßenbau, die Investitionsförderung von 
Sporteinrichtungen sowie Kürzungen beim Regionalpro­
gramm und bei anderen Programmen im Landwirtschaftsbe­
reich genannt. Weiterhin kommt es zu Kürzungen der Leistun­
gen an Kommunen nach dem Asylbewerberunterbringungs­
gesetz. Mitte Oktober wurde zudem eine Haushaltssperre mit 
sofortiger Wirkung erlassen. Damit waren für den Rest des 
Jahres nur noch Ausgaben zulässig, auf deren Leistung es 
einen Rechtsanspruch gibt oder die zur Erfüllung bestehender 
vertraglicher Verpflichtungen notwendig sind. Darüber hinaus 
dürfen Ausgaben nur bei einer unabweisbaren Notwendigkeit 
getätigt werden. Ursächlich für diese Haushaltssperre waren 
Risiken auf der Einnahmen- wie auf der Ausgabenseite (unter 
anderem zusätzliche Steuermindereinnahmen sowie Mehr­
ausgaben für Asylbewerber/Bürgerkriegsflüchtlinge und bei 
den Personalausgaben).

Bei den Ausgaben der staatlichen Haushalte haben insbeson­
dere auch die Zinszahlungen auf öffentliche Schulden deutlich 
zugenommen. So belaufen sich die Zinsen auf öffentliche 
Schulden 1995 im gesamten Bundesgebiet in Höhe von rund 
130 Mrd. DM auf 3,8 % des Bruttoinlandsprodukts, 1990 waren 
es noch 2,7 %. Die Verschuldung aller öffentlichen Haushalte 
Deutschlands belief sich Ende 1995 - laut der Angaben der 
Deutschen Bundesbank - auf 1 996 Mrd. DM. Die Verschul­
dung der westdeutschen Länder betrug rund 443 Mrd. DM, 
die der westdeutschen Gemeinden rund 160 Mrd. DM. Das 
bedeutet in den westdeutschen Ländern eine Verschuldung 
pro Kopf von 6 697 DM, für die westdeutschen Gemeinden er­
rechnet sich je Einwohner ein Beitrag von 2 413 DM.

Deutlich geringer ist die Pro-Kopf-Verschuldung in Baden- 
Württemberg. So belief sich die Verschuldung des Landes En­
de 1995 auf 50 Mrd. DM. Das sind je Einwohner 4 871 DM. Da­
bei nahm die Verschuldung des Landes von 1994 bis Ende 
1995 um 2,2 % zu; die Verschuldung je Einwohner um 1,7 %. 
Die Schulden der Gemeinden und Gemeindeverbände belie­
fen sich Ende 1995 auf 17,7 Mrd. DM (+0,4%), das waren je 
Einwohner 1 716 DM gegenüber 1 717 DM im Jahr 1994. Der

Steuereinnahmen geringer als erwartet

Die laufenden Steuereinnahmen des Landes Baden-Württem­
berg blieben von Januar bis September 1996 hinter der ur-
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sprünglichen Planung im ersten Nachtrag für 1996 zurück. Ins­
gesamt beliefen sich die Steuereinnahmen auf 28,3 Mrd. DM, 
das waren 3,9 % mehr als im entsprechenden Vorjahreszeit­
raum; die Planung veranschlagte ursprünglich 6,6%. Nach 
dem zweiten Nachtrag sind es noch 3,4 %. Während die Ein­
nahmen aus Steuern vom Einkommen um rund 5 % abnah- 
men, war bei den Steuern vom Umsatz ein Plus von 20,6 % zu 
verzeichnen. Beide Veränderungsraten sind stark von der ge­
änderten Kindergeldauszahlung beeinflußt. Die reinen Lan­
dessteuern stiegen demgegenüber um 6,8%. Ergiebigste 
Steuern waren die Steuern auf das Einkommen. Die Einnah­
men aus der Einkommen- und Körperschaftsteuer beliefen 
sich auf rund 14 Mrd. DM. Jedoch kam es bei der Lohnsteuer 
aufgrund des Jahressteuergesetzes 1996 zu einem deutlichen 
Rückgang. Darüber hinaus wurde die Entwicklung des Lohn­
steueraufkommens zunehmend auch von den moderaten 
Tarifabschlüssen dieses Jahres geprägt. Die Erträge aus den 
veranlagten Steuern sind im Gegensatz zur Lohnsteuer kräftig 
gestiegen. Dies gilt in noch stärkerem Maße auch für die Kör­
perschaftsteuer. Vor allem deutlich geringere Erstattungen für 
zurückliegende Jahre trugen zu den Steigerungen bei den Ge­
winnsteuern bei.

leicht steigenden Einnahmen. Die bereinigten Einnahmen der 
Gemeinden/Gemeindeverbände betrugen in den ersten drei 
Quartalen 1996 insgesamt 27,0 Mrd. DM (+3,8%). Die Netto­
steuereinnahmen (also ohne die Gewerbesteuerumlage) la­
gen bei 9,4 Mrd. DM und stiegen insgesamt um 5,3 % an; da­
bei erhöhte sich insbesondere die Gewerbesteuer (netto) um 
13,2%, während der Gemeindeanteil der Einkommensteuern 
um 4,2 % sank. Ein Anstieg war auch bei den Grundsteuern 
festzustellen.

Die Ausgaben aller Gemeinden/Gemeindeverbände betrugen 
(bereinigt) nach den ersten neun Monaten 1996 rund 
27,4 Mrd. DM. Gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeit­
raum ist dies ein geringer Anstieg um 0,3%. Nach einem 
Rückgang im Jahr 1994 um gut 2 % waren damit die Aus­
gaben 1995 nahezu unverändert geblieben. Große Ausgaben­
positionen waren die Personalausgaben mit 7,1 Mrd. DM 
(- 0,1 %), der laufende Sachaufwand mit 4,9 Mrd. DM (- 0,4 %) 
sowie die Sozialleistungen mit rund 5,0 Mrd. DM (+ 9,4%).

Erhebliche Kürzungen sind dagegen weiterhin bei den investi- 
ven Ausgaben festzustellen. Die Sachinvestitionen gingen in 
den ersten drei Quartalen 1996 gegenüber 1995 um 3,0% auf 
4,6 Mrd. DM zurück.Wichtigste Einzelsteuer unter den Landessteuern war die 

Kraftfahrzeugsteuer, die allerdings gegenüber dem entspre­
chenden Vorjahreszeitraum um 1,2% auf 1,5 Mrd. DM sank, 
gefolgt von der Vermögensteuer, die um 15% auf rund
1,1 Mrd. DM stieg. Die Einnahmen aus der Grunderwerbsteu­
er stiegen dagegen um 3,4% und beliefen sich auf rund 
0,7 Mrd. DM.

Die Kommunen müssen auch 1997 und in den folgenden Jah­
ren durch einen entschiedenen Sparkurs die Haushaltskonsoli­
dierung weiterführen, weil sich die finanziellen Rahmenbedin­
gungen kurzfristig nicht entscheidend verbessern werden. Der 
Konsolidierungsprozeß ist nicht nur notwendig, um die Krite­
rien für den Eintritt in die Währungsunion zu erfüllen, sondern 
vor allem auch, um langfristig die Voraussetzung zur Senkung 
der Abgabenlast zu schaffen.

Außerdem konnte das Land Einnahmen aus wirtschaftlicher 
Tätigkeit in Höhe von rund 0,7 Mrd. DM (-1,7 %) sowie laufen­
de Zuweisungen und Zuschüsse in Höhe von 5,9 Mrd. DM 
verbuchen. An Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt wurden 
in den ersten drei Quartalen 1996 insgesamt rund 6,7 Mrd. DM 
(+ 1,0 Mrd. DM) gebucht. Diesen Einnahmen aus Schuldenauf­
nahmen stehen 6,3 Mrd. DM Tllgungsausgaben gegenüber. 
Die Nettokreditaufnahme belief sich damit auf rund 
0,4 Mrd. DM. Die Nettokreditermächtigung des Haushalts­
plans 1996 beträgt 1,7 Mrd. DM.

Preisklima weiterhin günstig

Das Preisklima blieb im Laufe des Jahres 1996 sehr ent­
spannt. Für Baden-Württemberg errechnet sich für den Zeit­
raum Januar bis November 1996 ein durchschnittlicher An­
stieg der Verbraucherpreise um 1,2%. Im vergangenen Jahr 
hatte die entsprechende Steigerung 1,9 % betragen. 1994 be­
trug die jahresdurchschnittliche Teuerungsrate noch 2,6%. 
Im November war mit 1,3% eine ebenfalls moderate Teue­
rungsrate zu verzeichnen. Für den nur geringen Preisauftrieb 
spielt auch eine Rolle, daß die Verbrauchskonjunktur relativ 
verhalten verläuft und dadurch Preisanhebungen nur schwer 
durchzusetzen sind. Außerdem signalisierten sowohl die Ein­
fuhrpreise als auch die inländischen Erzeugerpreise eine äu­
ßerst günstige Entwicklung. Zudem wirkte sich bei den Aus­
gaben für häusliche Energie der Wegfall des Kohlepfennigs 
aus.

Bei den den Gesamteinnahmen von 43,9 Mrd. DM (+ 6,1 %) 
gegenüberstehenden Gesamtausgaben von 45,9 Mrd. DM 
(+4,8%) entfielen 16,7 Mrd. DM auf die Personalausgaben, 
die gegenüber dem Vorjahreszeitraum um 1,9 % stiegen. Wei­
tere 22,8 Mrd. DM (+ 4,2 %) entfielen auf die Sachausgaben 
(ohne Tilgungsausgaben). Stark nahmen hier die laufenden 
Zuweisungen und Zuschüsse in Höhe von 14,9 Mrd. DM 
(+ 6,1 %) zu. Davon entfielen auf Zahlungen im Rahmen des 
Länderfinanzausgleichs 2,1 Mrd. DM, allgemeine Finanzzuwei­
sungen an Gemeinden betrugen rund 5,7 Mrd. DM und lau­
fende Zuschüsse an öffentliche Unternehmen 1,6 Mrd. DM. 
Für Zinsausgaben mußten rund 2,5 Mrd. DM eingesetzt wer­
den. Für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen wur­
den insgesamt 2,6 Mrd. DM ausgegeben. Die Baumaßnah­
men, die unter anderem den Bau von Schulen, Hochschulen, 
Hochschulkliniken, Behördengebäuden und den Bau von Stra­
ßen einschließen, beliefen sich auf 0,46 Mrd. DM und sanken 
um 14%.

Der Grundtendenz nach blieb die Preisentwicklung damit auf 
der Verbraucherstufe gedämpft. Nach wie vor stiegen die Woh­
nungsmieten. Hier war im November ein Anstieg von 1,8 % zu 
verzeichnen. Grund hierfür ist unter anderem eine stärkere Ver­
teuerung der Sozialmieten durch die ab 1. August zulässige Er­
höhung der Instandhaltungskostenpauschale für öffentlich ge­
förderte Wohnungen. Weiterhin wurde für Heizöl ein sehr star­
ker Preisanstieg festgestellt; hier lagen die Preise um 26,4% 
höher als vor einem Jahr. Rückläufig entwickelten sich dage­
gen die Preise für Elektrizität (-7%) und Gas (-0,8%), so daß 
sich die häusliche Energie insgesamt nur unmerklich verteu­
erte (+0,1%). Überdurchschnittlich nahmen die Preise für 
Dienstleistungen zu. Damit waren beispielsweise auch die Gü-

Geringe Ausgabensteigerung bei den Kommunen

Die baden-württembergischen Kommunen (Gemeinden, 
Städte, Kreise und andere Gemeindeverbände) hatten in die­
sem Jahr nur wenig mehr Ausgaben als im Vorjahr bei nur
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5

Schaubild 12 ter für Gesundheits- und Körperpflege deutlich teurer als im 
Vorjahr (+ 2,8 %). Relativ stark belasteten die Preise für Verkehr 
und Nachrichtenübermittlung das Haushaltsbudget mit einem 
Preisanstieg von 2,2 %. Im Bereich des Verkehrs verteuerten 
sich die Kraftstoffe um 8,8 %; der größte Preisanstieg wurde 
für Dieselkraftstoffe festgestellt (+ 14,9%). Im Bereich Verkehr 
und Nachrichtenübermittlung machte sich aber auch die Anhe­
bung der Preise der Personenbeförderung Anfang des Jahres 
bemerkbar, und die Neustrukturierung des Tarifgefüges der Te­
lekom könnte zudem eine Verteuerung der Fernsprechgebüh­
ren bewirkt haben. Günstig entwickelten sich die Preise für Mö­
bel, Haushaltsgeräte und andere Güter für Haushaltsführung 
(-1-1,0%) sowie bei den Gütern für persönliche Ausstattung, 
Dienstleistungen des Beherbergungsgewerbes und Gütern 
sonstiger Art (-i-0,4%). Profitieren konnten die Verbraucher 
weiterhin von der insgesamt günstigen Preisentwicklung bei 
Nahrungsmitteln, Getränken und Tabakwaren (-i- 0,8 %) sowie 
bei den Gütern für Bildung, Unterhaltung, Freizeit (-h0,4%). 
Nur wenig stärker belasteten auch die Preise für Bekleidung 
und Schuhe das Haushaltsbudget mit einer Teuerungsrate von 
0,9 %.

Entwicklung ausgewählter Preisindizes 
in Baden-Württemberg seit 1970

Preisindex für die Lebenshaltung
Veränderung 
gegen Vorjahr in % Alle privaten Haushalte9
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Stabilität bei Einfuhr- und Erzeugerpreisen
15_z

Die Betrachtung der vorgelagerten Handelsstufen macht zu­
dem deutlich, daß ein besonderer Inflationsdruck weder von 
den Importpreisen noch von den heimischen Vorleistungsstu­
fen ausging. Zwar haben sich auf den internationalen Märkten 
für Rohstoffe und Energie die Preise in unterschiedlicher Rich­
tung entwickelt. Die Dollarnotierungen für Industrierohstoffe 
und Nahrungsmittel sind weiter gefallen, demgegenüber ha­
ben sich Rohöl- und Mineralölerzeugnisse deutlich verteuert^. 
So notierte die DM im Vergleich zum Dollar zuletzt wieder 
fester. Insgesamt lag der HWWA-Indexfür Rohstoffe und Ener­
gie im Juli um 14,9 % über dem Vorjahreswert, was einem An­
stieg der Einfuhrpreise um 0,5 % entsprach. Im August kam es 
bereits wieder zu einer Preissenkung und im September zu ei­
ner nur leichten Zunahme. So gingen von der außenwirt­
schaftlichen Seite insgesamt keine störenden Einflüsse auf die 
Preisentwicklung aus. Die Einfuhrpreise zogen im Durch­
schnitt des ersten Halbjahrs 1996 um 0,1 % und im dritten 
Quartal um 0,2 % an. Hierzu hat auch beigetragen, daß der 
US-Dollar im Juni nach einer langen Periode stetiger Aufwer­
tung im Verhältnis zur DM erstmals wieder etwas niedriger als 
im Vormonat notierte.
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Die günstige Entwicklung von außen hat dazu beigetragen, 
daß auf der industriellen Erzeugerstufe praktisch schon seit 
längerem Preisstabilität herrscht. Für gewerbliche Erzeugnisse 
mußte im Durchschnitt des ersten Halbjahrs 1996 sogar ein 
halbes Prozent weniger bezahlt werden als im Vorjahr, im drit­
ten Quartal betrug die Preissenkung sogar 0,8 %. Dies ist nicht 
zuletzt auf den Wegfall des Kohlepfennigs zu Jahresbeginn 
1996 zurückzuführen.
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-3 Diese alles in allem moderate Preisentwicklung der Einfuhr- 
und der Erzeugerpreise bewirkte bei den Großhandelspreisen 
einen Rückgang von 1,1 % im ersten Halbjahr 1996 und von 
0,5 % im dritten Quartal 1996. Aber auch im Einzelhandel fiel 
die Preissteigerung günstig aus; hier lag die Teuerungsrate im 
Durchschnitt des ersten Halbjahres 1996 ebenso wie im dritten 
Quartal 1996 bei 0,8 %. Während sich aber die Groß- und Ein­
zelhandelspreise auf Gesamtdeutschland beziehen, stehen die
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1) Bis 1990 früheres Bundesgebiet; ab 1991 Deutschland.

* Siehe Monatsberichte der Deutschen Bundesbank.515 96Statistisches Landesamt Baden-Württemberg
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Tabelle 8
Entwicklung ausgewählter Preisindizes in Baden-Württemberg, im früheren Bundesgebiet und in Deutschland 1996
Veränderung gegen Vorjahr in %

Lebens­
haltung

Wohnungs-Außenhandel Landwirtschaft Industrie Handel bau
Einkaufs­
preise
landwirt­
schaftlicher
Betriebs­
mittel

Erzeuger­
preise
landwirt­
schaft­
licher
Produkte

Baulelstun-Erzeuger-
prelse
gewerblicher
Produkte

Groß-
handels-
verkaufs-
preise

aller
privaten
Haushalte

Einzel­
handels­
preise

genEinfuhr­
preise

Ausfuhr­
preise

Monat
an neuen Wohn­
gebäuden

Baden-WürttembergDeutschland früheres Bundesgebiet Deutschland

+ 1,3Januar. . . 
Februar . , 
März . . . . 
April . . . , 
Mai . . . . 
Juni . . . .
Juli............
August . . 
September 
Oktober . .

-1,0 + 0,5 -3,6 + 1,3 -0,1 + 0,7-1,1
-0,6 + 1,2-0,8 + 0,2 -6,6 + 0,6 -0,3 -1,4 + 0,8

+ 1,2-5,2 + 1,1 -0,5 + 0,9+ 0,4 + 0,6 -1,1
+ 1,2+ 0,8 + 0,6 -4,9 + 1,6 -0,7 -1,1 + 0,9
+ 1,3+ 0,7 + 0,5 -1,4 + 2,6 -0,7 -1,0 + 0,7 -1,5

+ 0,2 + 0,2 -1,2 + 3,3 -1,0 -0,8 + 0,6 + 1,1
+ 1,1+ 0,5 -0,1 + 0,9 + 3,9 -0,9 -0,5 + 0,7
+ 1,2-0,5 -1,0 + 3,9 -0,9 -0,5 + 0,8 -1,7-0,3
+ 1,2+ 0,3 -0,5 -3,4 + 4,0 -0,8 -0,7 + 0,8

-0,4 + 1,3+ 1,6 + 0,9 + 1,0

haltung aller privaten Haushalte, erhält man im Bundesgebiet 
für die Nettolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer im ersten 
Halbjahr 1996 eine Einkommenssteigerung um 2,7 %, nach 
Einbußen im Jahr 1995 von 1,1 % und 2,3 % im Jahr 1994. ln 
Baden-Württemberg betrug der Einkommensrückgang im 
Jahr 1994 2,2%. Nachdem sich für den Zeitraum 1990 bis 
1994 eine jahresdurchschnittliche Einkommenseinbuße von
1,2 % ergab, lag das Niveau der realen Nettolöhne und -gehäl­
ter im Jahr 1994 sogar unter dem Wert des Jahres 1989.

Erzeugerpreise für gewerbliche Produkte nur für das frühere 
Bundesgebiet zur Verfügung.

Das Baupreisniveau hat sich im Laufe des Jahres deutlich ver­
ringert. In Baden-Württemberg lagen die gesamtwirtschaftli­
chen Baupreise im August um 1,7 % unter dem Vorjahres­
stand.

Es ist nicht anzunehmen, daß sich der Preisauftrieb im Laufe 
des kommenden Jahres gravierend verstärkt. So prognostizie­
ren die Forschungsinstitute in ihrem Herbstgutachten® einen 
Anstieg des Preisniveaus für den privaten Verbrauch von 
1,5% im Jahr 1997.

Verfügbares Einkommen zuletzt merklich gestiegen

Bisher wurden nur die Einkommen der wirtschaftlich Aktiven 
betrachtet. Um auch der nicht im Wirtschaftsprozeß stehen­
den Bevölkerung (Rentner, Arbeitslose, Kinder, Kranke) den 
Lebensunterhalt zu sichern, führt der Staat Umverteilungs­
maßnahmen durch, das heißt, er belastet zum einen die er­
wirtschafteten Einkommen mit Sozialabgaben und Steuern, 
erbringt andererseits aber vielfältige Leistungen aufgrund frü­
her getätigter Sozialbeiträge (wie zum Beispiel Renten, Pensio­
nen, Arbeitslosengeld, Krankengeld) sowie andere Soziallei­
stungen ohne frühere Gegenleistungen wie Kindergeld, Aus­
bildungsbeihilfe, Wohngeld. Die Berücksichtigung sämtlicher 
Einkommensbestandteile führt zum verfügbaren Einkommen, 
das heißt, zu dem Einkommen, das letztlich die materielle La­
ge bestimmt. Das verfügbare Einkommen ist im ersten Halb­
jahr 1996 gegenüber dem vergleichbaren Vorjahreszeitraum 
nominal im Bundesdurchschnitt um 3,8 % gestiegen, real ent­
sprach dies aber nur einer Einkommenszunahme um 2,1 %. 
Diese Rate könnte sich im zweiten Halbjahr durch die Erhö­
hung des Beitrags zur Pflegeversicherung etwas verringern. 
1995 betrug die reale Einkommenszunahme im Bundesgebiet 
1,8% und 1994 rund 0,6%. In Baden-Württemberg war die 
Steigerung 1994 nur halb so groß. Dagegen schrumpfte das 
verfügbare reale Einkommen je Einwohner 1994 in Baden- 
Württemberg um 0,2 %. Das reale verfügbare Einkommen lag 
damit mit einem Betrag von 26 550 DM im Jahr 1994 nur wenig 
über dem Wert des Jahres 1990, wobei die durchschnittliche 
Steigerungsrate im Zeitraum 1990 bis 1994 nur 0,3 % betrug.

Geringe Reallohnverbesserungen

Bei der Einkommensentwicklung wirkte einerseits die mode­
rate Tarifentwicklung dämpfend, zum anderen machten sich 
die steuerlichen Entlastungen bemerkbar, die zu Jahresbeginn 
in Kraft getreten waren. Die Bruttolohn- und -gehaltsumme je 
Arbeitnehmer stieg in der ersten Jahreshälfte 1996 im Bundes­
gebiet gegenüber dem Vorjahr um 2,8 %. Von diesen Brutto­
verdiensten gingen aber im Durchschnitt geringere Lohn­
steuerbeträge ab als in den Vorjahren. Bei den Nettolöhnen 
und -gehältern verblieb daher ein Einkommenszuwachs von 
4,5%. Damit beliefen sich im ersten Halbjahr 1996 die Netto­
löhne und -gehälter wieder auf rund 66 % der ursprünglich er­
wirtschafteten Bruttolöhne und -gehälter, gegenüber nur 65 % 
im Jahr 1995. Für Baden-Württemberg stehen die Einkom­
mensdaten nur bis 1994 zur Verfügung. Der Anstieg der Netto­
löhne und -gehälter betrug 1994 lediglich 0,3% und im ge­
samten Bundesgebiet 0,4 %. Im Durchschnitt der 80er Jahre 
betrug in Baden-Württemberg diese Lohn- und Gehaltssteige­
rungsrate 3,5% und im Zeitraum 1990 bis 1995 nur noch
2,2 %.

Bei der bisherigen Betrachtung ist aber zu beachten, daß es 
sich um nominale Größen handelt und die Wirkungen der 
Geldentwertung unberücksichtigt bleiben. Deflationiert man 
die Einkommensgrößen mit dem Preisindex für die Lebens- Daten zur Einkommensentwicklung liegen für 1996 für Baden- 

Württemberg noch nicht vor. Erste Hinweise über die Entwick­
lung der Löhne und Gehälter im Land für 1996 gibt jedoch die 
Verdiensterhebung in Industrie und Handel. Als durchschnittli-

‘ Siehe: Die Lage der Weltwirtschaft und der deutschen Wirtschaft im Herbst 
1996, in: DIW Wochenbericht 43-44196.
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Schaubild 13
Umsatz und Beschäftigte im Einzelhandel 
Baden-Württembergs 1995 und 1996*)

Veränderung gegen Vorjahr in %

eher nominaler Bruttostundenverdienst der vollzeitbeschäftig­
ten Arbeiter in der Gesamtindustrie errechneten sich für Juli 
1996 bei den Männern DM 28,23 und bei den Frauen 
DM 20,99. Das waren 3,8 % beziehungsweise 3,4 % mehr als 
im Vorjahr. Bei den Männern ist der Facharbeiteranteil wesent­
lich höher als bei den Frauen - einer der Gründe für die noch 
immer beträchtliche Differenz zwischen den durchschnittli­
chen Männer- und Frauenlöhnen. Flier ist aber auch zu berück­
sichtigen, daß Frauen in den Industrien mit relativ niedrigerem 
Lohnniveau überproportional vertreten sind. Als Bruttowo­
chenverdienst erhielten die Männer im Juli 1996 im Durch­
schnitt DM 1 074 {+ 1,5 %), die Frauen DM 773 (+ 1,7 %).

Umsatz (real)
Einzelhandel
Insgesamt

MEinzelhandel (nicht 
in Verkaufsräumen)
Sonstiger
Facheinzelhandel

Apotheken; 
Facheinzelhandel 
mit medizinischen 
Artikeln usw. 
Facheinzelhandel 
mit Nahrungs­
mitteln usw.
Waren
verschiedener Art

Angesichts der steigenden hohen Arbeitslosigkeit war auch 
bei den Gehältern der Angestellten im ersten Flalbjahr 1996 
nur wenig Bewegung erkennbar. Die durchschnittlichen Brutto­
monatsgehälter der vollzeitbeschäftigten Angestellten im Pro­
duzierenden Gewerbe, im Handel, bei Banken und Versicherun­
gen lagen im Juli 1996 bei 5 787 DM. Das waren 1,7 % mehr als 
im Vorjahr.

: I--- 1995
1996

[

Inwieweit die Lohnerhöhungen 1996 ausreichten, die Preis­
steigerungen auszugleichen, wird mit Hilfe des sogenannten 
Reallohnindex abgeschätzt; dem Quotienten aus dem Wo­
chenverdienstindex und dem Preisindex für die Lebenshal­
tung. Danach ergibt sich im Juli 1996 eine Reallohnverbesse­
rung um 0,5%, im Vorjahr wurde ein Reallohnanstieg um 
2,1 % verzeichnet. Dies stellt keinen Widerspruch zu den ob­
igen Ergebnissen dar. Hier muß nämlich beachtet werden, 
daß sich diese Reallohnsteigerungen auf die Bruttolöhne be­
ziehen und die durch die nominale Einkommenssteigerung 
bedingte höhere Steuer- und Sozialabgabenbelastung noch 
nicht berücksichtigt ist. Außerdem müssen zusätzliche Bela­
stungen wie zum Beispiel der Solidaritätszuschlag und die zu 
leistenden Beiträge zur Pflegeversicherung mit berücksichtigt 
werden.

Tankstellen

Kraftwagen

Beschäftigte

Einzelhandel
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Einzelhandel (nicht 
in Verkaufsräumen)
Sonstiger
Facheinzelhandel
Apotheken; 
Facheinzelhandel 
mit medizinischen 
Artikeln usw. 
Facheinzelhandel 
mit Nahrungs­
mitteln usw. 
Waren
verschiedener Art

1

-Zum gleichen Ergebnis kommt man über die in der Tarifrunde 
getätigten Lohnabschlüsse®. Besonders aussagekräftig ist hier 
die auf das gesamte Kalenderjahr bezogene Erhöhung der 
Tarifverdienste. Sie gibt die Steigerung der durchschnittlichen 
tariflichen Monatsgehälter des laufenden Jahres gegenüber 
dem Vorjahr an. Für 1996 errechnet sich eine gesamtwirt­
schaftliche Zunahme der Tariflöhne und -gehälter gegenüber 
1995 von (nominal) 2,2 %. Berücksichtigt man hier die Steige­
rungsraten, sind nach diesem Ergebnis für 1996 geringe Real­
lohnverbesserungen zu erwarten. Am ehesten könnte im Nah­
rungs- und Genußmittelgewerbe (+ 2,8 %), im Investitionsgü­
tergewerbe mit einer nominalen Rate von 2,7 % und bei den 
privaten Dienstleistungen und Organisationen ohne Erwerbs­
zweck (+ 2,6 %) eine Reallohnverbesserung erwartet werden.

1
Tankstellen

Kraftwagen

Jii
0 5 10 15-10 -5 0

*) Jeweils Januar bis September.
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wurde der steuerliche Entlastungseffekt durch die Folgen der 
schwachen konjunkturellen Entwicklung überkompensiert: Die 
höhere Arbeitslosigkeit, mäßige Lohnerhöhungen und zusätz­
liche Belastungen durch höhere Beiträge zur gesetzlichen 
Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung sowie verschie­
dene Gebührenerhöhungen (wie Abfall, Wasser, Abwasser) 
dämpften die Konsumausgaben der privaten Haushalte.

Einzelhandel: Keine Erholung

Die Hoffnungen auf eine positive Entwicklung im Einzelhandel 
wurden 1996 enttäuscht. Dabei ließen die steuerlichen Entla­
stungen von Beziehern niedrigerer Einkommen durch das 
Jahressteuergesetz 1996 einen Konsumschub erwarten, nach­
dem sich - wie aus aktuellen korrigierten Berechnungen her­
vorgeht - das Umsatzminus im baden-württembergischen 
Einzelhandel 1995 deutlich abgeschwächt hatte. Offensichtlich

Von Januar bis September 1996 tendierten sowohl der Um­
satz als auch die Beschäftigung schwächer als im entspre­
chenden Vorjahreszeitraum. Die realen Umsatzeinbußen wa­
ren 1996 mit gut 0,5 % sogar geringfügig stärker als im ver­
gleichbaren Zeitraum 1995. Die nominalen Einzelhandelsum­
sätze nahmen wie ein Jahr zuvor um schwache 0,2 % zu. Auch

“ Reinhard Bispinck und WSI-Tarifarchiv: Tarifrunde 1996 - Eine Halbjahres­
bilanz, in: WSI Mitteilungen 7/1996.
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der Stellenabbau war in den ersten neun Monaten des Jahres 
1996 mit mehr als 1,5% etwa genauso stark ausgeprägt wie 
ein Jahr zuvor. Dabei hielt der bereits seit längerem zu beob­
achtende Trend zu mehr Teilzeitbeschäftigung an: Während 
sich nämlich die Zahl der Vollzeitbeschäftigten um 3,5% ver­
ringerte, stieg die Zahl der Teilzeitbeschäftigten um rund 
0,5 %.

13,9% eine negative Rekordmarke, so daß rund 6 600 Hektar 
(ha) neu zu bestellen waren.

Auch die Sommerfrüchte konnten in den höheren Regionen 
vielfach erst verspätet ausgesät werden. Der Vegetationsrück­
stand wurde dann aber durch die außergewöhnlich wachs­
tumsfördernden Witterungsabschnitte im Mai/Juni wieder 
mehr als ausgeglichen, die Kornentwicklung und -reifung 
durch das warme Sommerwetter erheblich gefördert. Wasser­
mangel gab es infolge ausreichender Niederschläge nicht. 
Starke Regenfälle und Hagelschlag, die besonders in der zwei­
ten Julihälfte vermehrt auftraten, führten gebietsweise zu 
Lagergetreide und damit zu Erschwernissen bei der Mäh­
druschernte.

Innerhalb der einzelnen Branchen des Einzelhandels haben 
sich die realen Umsätze in den ersten neun Monaten des ab­
gelaufenen Jahres sehr uneinheitlich entwickelt. So verzeich- 
neten der Kraftfahrzeugeinzelhandel und die Tankstellen im 
Vergleich zum Vorjahr ein reales Umsatzplus von fast 2,5 %, 
während im Einzelhandel im engeren Sinne - also ohne den 
vorgenannten Bereich - die realen Umsätze um 1,5 % zurück­
gingen. Am stärksten waren dort die realen Umsatzeinbußen 
mit knapp 4% im sonstigen Facheinzelhandel, zu dem bei­
spielsweise Textil- und Bekleidungsgeschäfte, Einrichtungs­
häuser, Baumärkte und der Elektrofachhandel gehören. Der 
prozentual zweitstärkste reale Umsatzrückgang betraf den um­
satzbedeutenden Einzelhandel mit Waren verschiedener Art - 
also beispielsweise Supermärkte und Kaufhäuser (-1,5%). 
Ein reales Umsatzplus von rund 3,5 % erzielten dagegen die 
Apotheken und der Facheinzelhandel mit medizinischen und 
kosmetischen Artikeln.

Unter diesen Voraussetzungen konnte bei Getreide (ohne Kör­
nermais) eine Gesamterntemenge von 32,32 Mill. Dezitonnen 
(dt) erzielt und damit die seitherige Rekordmarke von 
29,47 Mill. dt aus dem Jahre 1991 deutlich übertroffen werden. 
Dies ist zum einen das Ergebnis einer durch die geänderten 
agrarpolitischen Rahmenbedingungen (nochmalige Kürzung 
der obligatorischen Stillegungsquote von 12 auf 10%) erneut 
um rund 8 300 ha auf über 500 000 ha ausgedehnten Getreide­
anbaufläche, zum anderen konnten bei den Flächenleistungen 
nahezu aller Getreidearten neue Rekordmarken erreicht wer­
den - allen voran Hafer und Sommergerste, die mit 59,3 bzw. 
56,6 dt/ha das langjährige Mittel 1990/95 um jeweils über ein 
Fünftel übertrafen. Die Ernte der Brotgetreidearten (Weizen 
und Roggen) beziffert sich auf insgesamt 16,31 Mill. dt, die 
Ernte der Futter- und Industriegetreidearten (Gerste und Hafer) 
auf 16,00 Mill. dt. Die Gesamtrapsernte liegt infolge niedrige­
rer Flächenerträge (-8 %) und einer Anbaueinschränkung um 
rund 3 300 ha gut 14 % unter dem Vorjahresergebnis.

Im Vergleich zur Entwicklung im Jahr 1995 hat sich die Lage 
im Einzelhandel von Januar bis September 1996 in fast allen 
Branchen verschlechtert. Besonders extrem war diese Ten­
denz im Facheinzelhandel mit Nahrungsmitteln, Getränken 
und Tabakwaren sowie im nicht in Ladengeschäften abgewik- 
kelten Einzelhandel ausgeprägt, wo die realen Umsätze nach 
einem Umsatzplus 1995 in den ersten neun Monaten des Jah­
res 1996 nicht mehr das entsprechende Vorjahresniveau er­
reichten. Lediglich die Tankstellen legten 1996 bei den realen 
Umsätzen stärker zu, und im Einzelhandel mit Waren verschie­
dener Art fiel der reale Umsatzrückgang deutlich niedriger aus 
als ein Jahr zuvor. Trotzdem wurde im Bereich der Warenhäu­
ser verstärkt rationalisiert. Während sich die Zahl der Beschäf­
tigten im Einzelhandel mit Waren verschiedener Art 1995 noch 
um 1 % erhöhte, ging sie 1996 um fast 2,5 % zurück. Lediglich 
die Tankstellen und die Apotheken einschließlich des medizini­
schen und kosmetischen Facheinzelhandels erhöhten 1996 
ihren Personalbestand. Allerdings handelte es sich hierbei fast 
ausschließlich um zusätzliche Teilzeitarbeitsplätze.

Auch bei den Hackfrüchten wurden in diesem Jahr überdurch­
schnittliche Erträge realisiert. Von der Gesamtkartoffelernte 
von 3,9 Mill. dt (unter Einschluß der Kleinerzeuger 5,0 Mill. dt)

Schaubild 14
Getreideernte (ohne Körnermais) 
in Baden-Württemberg seit 1982

in Mill. t4,0
Hafer urnj Sommermenggetreide 
Wintergerste
___ Sommergerste

I 1 Roggen und Wintermenggetreide 
Weizen

Die Situation des Einzelhandels dürfte sich wegen der zu er­
wartenden schleppenden Entwicklung des privaten Ver­
brauchs im Jahr 1997 kaum verbessern. Das verfügbare Ein­
kommen der Haushalte wird trotz der Senkung der Kranken­
versicherungsbeiträge durch die Anhebung der Rentenversi­
cherungsbeiträge sowie geringer Lohnzuwächse voraussicht­
lich weniger stark steigen als 1996. Angesichts des anhalten­
den Stellenabbaus und des hohen Niveaus der Arbeitslosig­
keit sind die Rahmenbedingungen für einen Expansionskurs 
des Einzelhandels ungünstig.

3,5

3,0

2,5

2,0

1,5

1,01996: Ein Jahr der Rekorde im Ackerbau

0,5Die Wintersaaten konnten im vergangenen Herbst teilweise 
nur unter erschwerten Bedingungen ausgebracht werden. 
Kahlfröste, die gebietsweise zu geringe Winterfeuchtigkeit und 
die lang anhaltende Frühjahrskälte zeichneten dann für die zö­
gernde Entwicklung der Kulturen verantwortlich. Die Auswin­
terungsverluste erreichten insbesondere bei Winterraps mit

0 1982 83 84 85 86 87 88 89 90 91 92 93 94 95 96"
1) Vorläufig.
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sind neun Zehntel für Speisezwecke geeignet. Unter dem Qua­
litätsaspekt zeichnet sich die diesjährige Ernte durch großfal­
lende, aber gleichzeitig qualitativ gute Ware aus. Die trockene 
Witterung in der Phase des Knollenansatzes hatte ein verstärk­
tes Wurzelwachstum zur Folge und schuf damit günstige Vor­
aussetzungen für die weitere Knollenentwicklung, die durch 
den eher kühlen Sommer bei ausreichenden Niederschlägen 
und der damit einhergehenden langen Vegetationsdauer noch 
begünstigt wurde.

Verkaufserlöse im Wirtschaftsjahr 1995/96 etwas niedriger als 
im Vorjahr

Während die Erlöse aus dem Verkauf von Schlachtschweinen 
gegenüber dem Vergleichswert des Vorjahres nahezu unver­
ändert blieben, waren bei Schlachtrindern (einschließlich Käl­
ber) deutliche Einbußen bei den Verkaufserlösen zu verzeich­
nen. Beim Ackerbau konnten die Verkaufserlöse insbesondere 
bei Kartoffeln kräftig gesteigert werden, aber auch bei Zucker­
rüben und Getreide war die Erlössituation günstiger als im 
Vorjahr. Die Verkaufserlöse im Obst- und Gartenbau blieben 
auf Vorjahresniveau, während die Weingärtner und Winzer 
Einbußen von übereinem Fünftel aus dem Verkauf von Kelter­
trauben zu beklagen hatten.

Die Wachstumsbedingungen für die Früh- und Herbstgemüse­
arten erlaubten im allgemeinen zufriedenstellende Hektarerträ­
ge. Gleiches gilt grundsätzlich auch für die Spätgemüsearten, 
obwohl die Flächenleistungen bei den Dauerformen von Wir­
sing, Rot- und Weißkohl deutlich hinter dem langjährigen Mit­
tel 1990/95 zurückblieben.

Tabelle 9
Bruttoproduktion der Landwirtschaft in Baden-Württemberg 
im Wirtschaftsjahr 1995/96

Die Hoffnungen bei Äpfeln waren heuer aufgrund der Alter­
nanz, das heißt dem biologischen Wechsel zwischen großen 
und kleinen Erntemengen, auf eine große Ernte ausgerichtet. 
Leider wurden die Aussichten jedoch durch die feuchtkalte 
Witterung im Mai und Juni, die sich negativ auf Blüteverlauf 
und Fruchtansatz ausgewirkt hat, nachhaltig beeinträchtigt.

Erzeugnis tGE

Getreide.............................................
Hülsenfrüchte....................................
Hackfrüchte.......................................
Handelsgewächse........................ ..
Gemüse.......................................... ..
Obst................................................
Weinmost.......................................
Baumschulerzeugnisse...............
Sonstige pflanzliche Erzeugnisse . 
Pflanzliche Erzeugnisse zusammen 
Rinder einschließlich Kälber ...
Schweine.......................................
Milch ...............................................
Sonstige tierische Erzeugnisse . . 
Tierische Erzeugnisse zusammen 
Insgesamt.......................................

3 132 350 
18 385 
707 973 
404 784 
263 837 
879 625 
251 446 
37 557 

3 652 082 
9 348039 
2 324 973
1 178 496
2 099 087 
382 012

5984568 

15 332 607

Die Gesamtapfelernte beläuft sich auf rund 9,8 Mill. dt; das ist 
zwar nahezu das Doppelte wie im Vorjahr, aber nur gut 3 % 
mehr als im langjährigen Mittel 1990/95. Besonders hohe Er­
tragszuwächse sind aus dem Streu- und Gartenobstbau zu 
vermelden: Mit 5,3 Mill. dt an Wirtschaftsäpfeln, das entspricht 
in etwa dem 2,2fachen der Vorjahresernte, dürfte für eine aus­
reichende Versorgung der heimischen Saft- und Mostverarbei­
tungsbetriebe gesorgt sein. Aber auch in den auf Verkaufspro­
duktion von Tafeläpfeln ausgerichteten Obstplantagen und In­
tensivanlagen im Marktobstbau konnte das Vorjahresergebnis 
mit 2,7 bis 2,8 Mill. dt um mehr als die Hälfte übertroffen wer­
den. Beim Steinobst wurde ein etwas besseres Ergebnis als 
im letzten Jahr realisiert, insbesondere bei Kirschen beein­
trächtigte die naßkalte Witterung jedoch Blüteverlauf und Be­
fruchtung und verhinderte somit höhere Erträge.

Neben der Menge bestimmt der Preis die Höhe der Verkaufs­
erlöse. Bei der tierischen Produktion waren die Erzeugerpreise 
im Wirtschaftsjahr 1995/96 gegenüber dem Vorjahr bei 
Schlachtrindern um 10 %, bei Schlachtkälbern um 8 % niedri­
ger. Dagegen konnten die Schweinemäster um 5% höhere 
Preise am Markt realisieren. Unter den pflanzlichen Erzeugnis­
sen waren infolge der kleinen Ernten mit + 68 % bei Kartoffeln 
und + 74 % bei Obst große Preissprünge zu verzeichnen. Bei 
Ölfrüchten (-9%) und Brotgetreide (-8%) mußten sich die 
Landwirte mit niedrigeren Preisen als im Vorjahr begnügen. 
Bei Braugerste, die allerdings häufig im Vertragsanbau erzeugt 
wird, lagen die Erzeugerpreise dagegen um 15% über dem 
Vorjahresniveau.

Die Erwartungen an die Erdbeerernte waren zwar durch die 
Frostperiode im Frühjahr gedämpft worden, doch konnten 
sich die Pflanzen ab Anfang Mai wieder erholen und den Ve­
getationsrückstand wettmachen, so daß letztendlich eine 
durchschnittliche Ernte erzielt werden konnte. Beim Strauch­
beerenobst wurden die Vorjahresergebnisse leicht über­
troffen.

Die Winterkälte hatte bei den Reben dagegen keine nennens­
werten Frostschäden zur Folge. Die Blüte setzte fast überall in 
der zweiten Junihälfte ein und zog sich infolge der mancher­
orts kühlen und regnerischen Witterung teilweise in die Länge. 
Verrieselungsschäden waren im allgemeinen kaum zu ver­
zeichnen und traten nur bei Riesling, Gutedel und Gewürztra­
miner etwas stärker auf. Auch die weitere Entwicklung der Re­
ben verzögerte sich durch die wechselhafte Witterung, so daß 
die Beerenreife in den meisten Weinbergen erst Ende August 
einsetzte. Dennoch erreicht der neue Jahrgang eine erfreulich 
hohe Qualität: gut 35 % der Moste sind aufgrund der Aus­
gangsmostgewichte für den Ausbau als Prädikatsweine, wei­
tere 64% für Qualitätsweine b.A. geeignet. Im Durchschnitt 
aller Rebsorten wurden im Anbaugebiet Württemberg 92 Hek­
toliter je Hektar (hl/ha), im Anbaugebiet Baden knapp 76 hl/ha 
erzielt. Die gesamte Weinmosternte wurde Ende Qktober in 
Baden auf 1,2 Mill. hl, in Württemberg auf 1,0 Mill. hl, im gan­
zen somit auf 2,2 Mill. hl veranschlagt, wobei 1,3 Mill. hl auf 
Weißmost und knapp 950 000 hl auf Rotmost entfallen.

Insgesamt wurden aus dem Verkauf pflanzlicher Erzeugnisse 
3,6 % weniger als 1994/95 und aus dem Verkauf von Produk­
ten der Vieh Wirtschaft um 0,7 % mehr als 1994/95 erlöst. Der 
Gesamtwert der Nahrungsmittelproduktion 1995/96 blieb mit 
7,74 Mrd. DM um 2,0 % unter dem Vorjahreswert.

Umwelt

Zur Förderung einer nachhaltigen, ressourcenschonenden 
Wirtschaftsweise wurden im Jahr 1996 eine Reihe umweltpoli­
tischer Maßnahmen vorangebracht. Seit 7. Oktober des zu­
rückliegenden Jahres gilt das neue Kreislaufwirtschafts- und 
Abfallgesetz. Gleichzeitig traten zum Vollzug dieses Gesetzes 
ein System ineinander greifender Verordnungen sowie das 
neue Landesabfallgesetz in Kraft. Diese Regelungen zielen ins-
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besondere auf die Entwicklung hin zu einer abfallarmen Kreis- Schaubild 16
laufwirtschaft. Vor allem die Abfallvermeidung soll über ania- /Abfall- und Wertstoffautkommen (pro Kopf) 
geninterne Kreislaufführung, durch abfallarme Produktgestal- Raden-Württembero 1984 bis 1995*) 
tung und durch entsprechendes Konsumverhalten vorange­
bracht werden. Dazu erlaubt das Gesetz neue Verpflichtungen in kg 
für die Abfallverursacher: Produzenten, Handel und Verbrau­
cher. Konkrete Vorgaben in diese Richtung sind die bereits 
praktizierte Verpackungsverordnung sowie weitere Verpflich­
tungen für Produzenten zur Rücknahme gebrauchter Pro­
dukte. Die öffentlichen Entsorger werden im Landesabfallge­
setz zur getrennten Erfassung von verwertbaren Bio- und 
Grünabfällen verpflichtet und angehalten, mit mengenbezoge­
nen Tarifen auf die verstärkte Vermeidung, Verwertung bzw.
Trennung von Abfällen hinzuwirken.

Haus-, Sperrmüll Gewerbe- und Baustellen­
abfälle einschließlich Rück­
ständen aus Sortieranlagen

300

250 i

200 1 Wertstotfe'* 
(ohne Grün-/Bioabfälle)

150

I ■■100Bereits im Vorgriff auf die jetzt in Kraft getretenen neuen ge­
setzlichen Regelungen sind in den letzten Jahren massive Ver­
änderungen in der öffentlichen und gewerblichen Abfallwirt- 50 
schafteingetreten. Der öffentliche und politische Druck zur ver­
stärkten Vermeidung und Verwertung von Abfällen in Verbin­
dung mit erhöhten technischen Anforderungen an die Abfall- °
beseitigung haben zu einer empfindlichen Erhöhung der Ent- •) 1934 und 1987 Daten der Erhebung über die öffentliche Abfallentsorgung der amtlichen 
sorgungskosten geführt. So sind beispielsweise die Gebühren Probelauf der Abfallbllanz, ab 1990 Daten der Abfallbllanz. - 1> 1984 nicht

für außerhalb der öffentlichen Müllabfuhr selbst angelieferte 
hausmüllähnliche Gewerbeabfälle in den letzten fünf Jahren

I

1984 87 89 90 9192 93 94 95 19848789 9091 929394 95 198487 89 90 91 92 93 94 95
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im Landesdurchschnitt um mehr als das Doppelte auf 372 DM/
Tonne angestiegen, bei einer Streuung in den Kreisen zwischen 
110 und 861 DM. Die allgemein beträchtlich angestiegenen Ent­
sorgungskosten haben ihrerseits vor allem bei Gewerbebetrie­
ben umfangreiche Anstrengungen zur Vermeidung und Ver- Durch diese Entwicklung ist das Siedlungsabfallaufkommen, 
Wertung ausgelöst. So ist ein privater Entsorgungsmarkt von das heißt die Menge aller Abfälle, die den entsorgungspflichti- 
beachtlichem Ausmaß entstanden, der in zunehmendem Um- gen Stadt- und Landkreisen zur Beseitigung oder Verwertung 
fang vor allem die Entsorgung gewerblicher Abfälle übernimmt angedient wurde, seit 1990 um fast 40 % geschrumpft. Außer- 
und damit beträchtliche Mengen aus dem Zuständigkeitsbe- dem wurde im gleichen Zeitraum die getrennte Erfassung von 
reich der öffentlichen Abfallentsorger herauslöst. Abfällen zur stofflichen oder biologischen Verwertung nahezu 

verdoppelt. Die zu beseitigende Menge an Siedlungsabfällen 
im engeren Sinn, das sind die Restabfälle aus häuslichen 
Abfällen und hausmüllähnlichen Gewerbeabfällen, die im 
wesentlichen den aktuellen Planungen von öffentlichen 
Hausmüllentsorgungsanlagen zugrunde zu legen sind, ist so­
gar um fast die Hälfte von 5,33 Mill. Tonnen auf 2,83 Mill. Ton­
nen zurückgegangen. Nach Meldungen einzelner Kreise ist im 
Jahr 1996 durch die Verlagerung der Entsorgung von Gewer­
beabfällen in andere Bundesländer und weitere Verwertungs­
anstrengungen ein nochmaliger Rückgang abzusehen. Diese 
anhaltende rasante Verminderung der zu entsorgenden Men­
gen erschwert Planung und Organisation der öffentlichen Ab­
fallentsorgung beträchtlich. Andererseits verlangt die Techni­
sche Anleitung Siedlungsabfälle, daß spätestens ab dem Jahr 
2005 alle organischen Abfälle vor der Deponierung einer Vor­
behandlung unterzogen werden. Ein Blick auf die gegenwärti­
ge Beseitigungsstruktur der organischen Restabfälle im Land 
macht deutlich, daß trotz der schon im Bau befindlichen Neu- 
bzw. Erweiterungsanlagen noch zusätzliche Behandlungska­
pazitäten erforderlich sind, um die gesetzlichen Vorgaben zu 
erfüllen. Andererseits stehen die entsorgungspflichtigen Kör­
perschaften zunehmend unter dem Zwang einer Begrenzung 
der Entsorgungsgebühren, die wiederum nur gelingen kann, 
wenn die Fixkosten der Abfallentsorgung nicht durch Überka­
pazitäten erhöht werden. Dies wird mittelfristig nur gelingen, 
wenn die Abfallbehandlung und -beseitigung durch Koopera­
tionen zwischen den entsorgungspflichtigen Körperschaften 
optimiert wird. Dennoch muß wohl davon ausgegangen wer­
den, daß die Dienstleistung einer umweltgerechten und mög­
lichst ressourcenschonenden Abfallentsorgung auch weiter 
mit erheblichen Kosten und damit einem Preis verbunden ist, 
der die Knappheit der Entsorgungsdienstleistung ausdrückt.

Schaubild 15

Durchschnittliche Gebühr für hausmüllähnliche 
Gewerbeabfälle in Baden-Württemberg seit 1992

DM/Tonne 
400 |—

300

200

100

0 1992 1993 1994 1995 1996
Quelle: Abfallwirtschaft Landkreis Lörrach (Hrsg ): Abfallgebühren Baden-Württemberg, 
Ergebnisse der Umfrage 1996, Lörrach 1996,
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Schaubild 17
Beseitigung von Siediungsabfäiien in Baden- 
Württemberg 1980 bis 1995
Restabfälle aus häuslichen und gewerblichen Abfällen

Tabelle 11
Öffentliche Wassergewinnung in Baden-Württemberg 

1979 bis 1995
Wasserart

Wasser­
gewinnung
insgesamt

Ober­
flächen­
wasser®

Mill. Tonnen Quell­
wasser

Grund­
wasser"Jahr

1 000
6 183 1601979 749 406

1981® 405 181 157742
1601983 755 417 179

5 403 1661985 744 175
160729 393 1761987

165 1731989 738 400
191759 406 1621991Exporte, sonstige Entsorgung4 1811993 723 385 157

369 164 1741995 706
" Einschließlich Uferfiltrat und angereichertes Grundwasser in Reinwasserquali­
tät. - ® Einschließlich Uferfiltrat und angereichertes Grundwasser in Rohwasser­
qualität. - ® Ergebnisse einer Zusatzerhebung im Jahr 1983.

_ thermische Verwertung
3

2

.Ablagerung in Hausmülldeponien beigetragen, daß trotz anhaltendem Bevölkerungszuwachs 
die für die öffentliche Wasserversorgung gewonnene Wasser­
menge 1995 gegenüber 1991 um 7 % zurückgegangen ist. Ein 
Grund dafür ist sicher im preiselastischen Verhalten der Ver­
braucher zu sehen.

1

0
1980 1984 1987 1990 1993 1995

Auch die Industrie hat die eigene Wassergewinnung seit 1991 
massiv eingeschränkt. Der Rückgang der Entnahme von 

Dies gilt in entsprechender Weise auch für die öffentliche Was- Grund- und Oberflächenwasser beträgt immerhin fast 20%. 
serversorgung und Abwasserbeseitigung. So sind die Trink- Ursachen dürften hier neben den Umweltschutzauflagen ins- 
und Abwasserpreise 1996 weiter angestiegen und lagen im besondere auch die nach 1991 erfolgten Produktionsumstel- 
Landesdurchschnitt bei 6,37 DM pro m^ Allerdings ist, wie lungen in wasserintensiven Branchen sein, 
auch bei den Abfallgebühren, die jüngste Preissteigerung
deutlich moderater ausgefallen als zwischen 1992 und 1994. Auf die zusätzliche Wirkung finanzieller Anreize neben ord-
Die Gründe für den anhaltenden Aufwärtstrend der Trink- und nungsrechtlichen Vorgaben zur Reduzierung von Umweltbela-
Abwasserpreise sind in hohen Ansprüchen an die Trinkwas- stungen setzt auch die beabsichtigte Novellierung der Kraft- 
serqualität und an eine umweltgerechte Abwasserentsorgung 
sowie neuerdings auch im rückläufigen Wasserverbrauch, der 
zu höheren spezifischen Fixkosten führt, zu sehen. Die tatsäch­
liche Kostenbelastung der Haushalte für Wasser und Abwas- Wassergewinnung |m Bergbau und Verarbeitenden 
ser hängt jedoch nicht allein vom spezifischen Preis, sondern Gewerbe Baden-Württembergs 1979 bis 1995 

auch von der jeweiligen Verbrauchsmenge ab. So betrug die 
Wasser- und Abwasserrechnung für einen 4-Personen-Haus- 
halt im Jahr 1995 im Durchschnitt 997 DM. Zwar ist auch hier 
eine Steigerung gegenüber 1993 um 13 % zu verzeichnen, die 
Erhöhung der Wasserrechnung fällt allerdings spürbar gerin­
ger aus als die Erhöhung der spezifischen Verbrauchsgebüh­
ren, da seit Anfang der 90er Jahre beachtliche Wasserspar- 700 
erfolge erzielt wurden. Die Haushalte haben maßgeblich dazu

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 548 96

Schaubild 18
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Tabelle 10
Trinkwasser- und Abwassergebühren in Baden-Württemberg 
seit 1979

500

400 Oberflächen-
wasserTrinkwasser- und 

Abwassergebühren 
zusammen

AbwassergebührTrinkwassergebühr
Jahr 300

DM/m=
■ ■2001,101,251979 . 

1984 .
1987 .
1988 .
1991 .
1992 .
1993 .
1994 .
1995 .
1996 .

2,35 -Uferfiltrat1,623,24 1,62
1,811,733,54

1001,871,903,77 Grund- und Quellwasser2,09 2,204,29
2,412,194,60

1979 1981 1983 1987 1991 199502,43 2,745,17
3,082,605,68
3,336,08 2,75

2,83 3,546,37 Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 549 96
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Tabelle 12
Zusammensetzung der Pkw-Flotte in Baden-Württemberg seit 1985 nach Schadstoffgruppen

Davon Schad­
stoffarm
nach
Europa-
Norm*’

Pkw ohne 
Schadstoff­
reduzierung

Pkw mit 
Schadstoff­
red uzrerung

Bedingt
schad­
stoffarm“

schadstoffarm 
nach EU-Richt- 
linien
El und E?’

Pkw
insgesamt

schadstoffarm
nach
US-Norm“Jahr"

Index
(1985 = 100)

Anteil von ins- 
gesamt in % %1 000

8 95 6 7i2 31
% Anteil von 1 % Anteil von 4 % Anteil von 4 % Anteil von 1 % Anteil von 1 % Anteil von 1

Insgesamt
1004 073,2 

4 262,7 
4 443,4 
4 610,6 
4 751,6
4 919,2
5 034,8 
5 157,9 
5 257,1 
5 322,4 
5393,4 
5 466,6

100 1001985
93,9100 1,6 100 3,0 1,51986 104,7
79,0100 6,8 9,7109,1 100 i,51987
70,1100 7,8 100 10,0 12,11988 113,2

116.7
120.8
123.6
126.6

63,212,0 11,9 12,9100 1001989
54,319,0 100 13,3 13,41001990
44,915,3 12,3100 27,5 1001991
37,834,5 100 16,5 11,21001992
32,3100 41,2 84,8 15,2 16,1 10,41993 129,1
27,647,3 28,9 9,7130,7

132,4
134,2

100 71,1 15,41994
23,253,3 60,9 39,1 14,6 8,91001995
18,68,1100 59,7 52,2 47,8 13,61996

Ottomotor
10090,41985 3 680,9 

3 756,2 
3 844,2
3 948,7
4 069,5 
4 216,8 
4308,3 
4 387,8 
4 455,0 
4 488,9 
4 535,1 
4 594,4

100
0,2 97,4102,0

104,4
107,3
110,6
114,6
117.0
119.2
121.0 
122,0
123.2 
124,8

88,1 0,9 100 1,51986
89,386,5 3,3 100 2,2 5,21987

8,3 80,185,6 6,7 100 4,91988
72,1100 6,9 9,785,6 11,41989
61,785,7 19,3 100 8,3 10,71990
50,928,6 100 10,6 9,985,61991
42,736,0 100 12,2 9,185,11992

8,6 36,584,7 42,7 85,5 14,5 12,21993
31,248,7 72,8 27,2 11,8 8,384,31994
26,284,1 54,7 62,8 37,2 11,3 7,91995
20,945,9 10,684,0 61,2 54,1 7,41996

Dieselmotor
1009,61985 392,3 100
67,9100 24,2 1,0128.5

152.7
168.7 
173,9 
179,0
185.2
196.3
204.5
212.5
218.8
222.3

11,8 6,91986 504,1
12,613,5 12,3 100 36,2 38,91987 599,2

661,9 34,7 10,714,4 14,3 100 40,41988
10,115,7 100 41,9 32,31989 682,1 74,4

29,9 9,414,3 17,4 100 43,21990 702.4
726.5
770.1
802.1
833.5 
858,3 
872,2

9,720,7 100 43,0 26,61991 74,4
9,914,9 26,3 100 40,7 23,11992
9,332,6 19,9 37,9 20,215,3 80,11993
8,239,7 60,1 39,9 34,7 17,31994 75,7
7,557,2 32,1 14,615,9 45,9 48,81995
6,452,1 40,2 59,8 29,5 11,91996 18,0

" Stand jeweils am 1. Juli. - “ US-Norm (XXIII). - “ Einschließlich EWG-Ausnahmen, Rili 93/95/EWG und ab 1996 Euro Il-Norm. - *’ Europa-Norm (XXV). - “ Bedingt 
schadstoffarm (XXIV); Stufe A, B, C.
Quelle: Kraftfahrt-Bundesamt, Flensburg.

Schaubild 19
Ozonwerte der Meßstelle Welzheimer Wald 
von April bis September 1996

fahrzeugsteuer. Der Straßenverkehr ist trotz zuletzt zurückge­
hender Emissionen nach wie vor der Hauptverursacher der 
Luftbelastung durch eine Reihe von Schadstoffkomponenten. 
Dies gilt für Stickoxide und Kohlenwasserstoffe, die als wich­
tigste Vorläufersubstanzen zur Entstehung von Sommersmog 
(Ozon) gelten, und auch für die krebserzeugenden Komponen­
ten Benzol und Staubpartikel. Die Ozonkonzentrationen haben 
auch im Jahr 1996 trotz eines vergleichsweise sonnenschein­
armen Sommers ein Niveau erreicht, das die weitere Reduzie­
rung der Emissionen an Stickoxiden und Kohlenwasserstoffen 
verlangt. Aktuelle Messungen der Benzol- und Staubkonzen­
trationen haben gezeigt, daß die nach der vorbereiteten 23. 
Bundesimmissionsschutzverordnung maximal zulässigen 
Konzentrationen zumindest in Teilgebieten nur durch die wei­
tere Reduzierung der entsprechenden Emissionen eingehalten 
werden können. Hauptansatzpunkt zur Einschränkung der 
straßenverkehrsbedingten Emissionen ist neben der Verbes­
serung der Kraftstoffqualitäten insbesondere die Umschich­
tung des Fahrzeugbestandes auf emissionsärmere Fahrzeuge. 
Dies ist umso dringlicher, als weiter steigende Fahrleistungen
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0,25

0,20

0,15

0,10

0,05

0
D4ai Juni Aug. Sept.Apr. Juli

545 96Statistisches Landesamt Baden*Württemberg

41Baden-Württemberg in Wort und Zahl 1/97



im Straßenverkehr zu erwarten sind. Deshalb werden nach 
der Novelle der Kraftfahrzeugsteuer, die zum 1. April 1997 in 
Kraft treten soll, Fahrzeuge ohne geregelten Katalysator spür­
bar stärker und Fahrzeuge, die bereits die schärferen Grenz­
werte der neuen EURO-2- bzw. EURO-3- und EURO-4-Richtli- 
nien erfüllen, deutlich geringer besteuert. Mitte des Jahres 
1996 waren in Baden-Württemberg noch 38,9 % der Pkw mit 
Otto-Motor ohne geregelten Katalysator, und bei dieselbetrie­
benen Personenkraftwagen genügten immerhin fast 48% 
nicht den Anforderungen der seit 1993 für Neuwagen gefor­
derten EURO-1-Norm. Insgesamt waren demnach 1996 noch 
40,3% der zugelassenen Pkw ohne geregelten Katalysator 
bzw. mit nicht schadstoffarmen Dieselmotoren ausgestattet. 
Bei derzeit praktiziertem Nutzungsverhalten der Pkw-Halter 
wird es noch bis nach 2005 dauern, ehe diese sogenannten 
Alt-Pkw bis auf vernachlässigbare Restbestände durch schad­
stoffarme Pkw ersetzt sind.

Tabelle 14
Wirtschaftsprognosen und Ist-Ergebnisse für Deutschland 
1996 und 1997

Bundesrepublik Deutschland

1996 1996 1997
Merkmal

Ist-Ergeb­
nisse
1. Halbjahr

Prognosen im 
Herbstgutachten

Mill.
Arbeitslose" 3,9 3,945 4,0

%
Arbeitslosenquote" " 70,2 70,3 70,4

Veränderung gegen Vorjahreszeitraum in %
-7,0Erwerbstätige

Bruttosozialprodukt zu Markt­
preisen (real)...........................
Bruttoinlandsprodukt zu
Marktpreisen (real)..................
Verwendung des Inlandsprodukts 
(real)
Privater Verbrauch..................
Staatsverbrauch.....................
Anlageinvestitionen...............
Ausrüstungen .....................
Bauten....................................
Ausfuhr....................................
Einfuhr....................................

Volkseinkommen (nominal) . . .
Verteilung des Volkseinkommens 
Bruttoeinkommen aus 
unselbständiger Arbeit ....
Bruttoeinkommen aus 
Unternehmertätigkeit
und Vermögen........................
Verfügbares Einkommen der
privaten Haushalte..................
Preisentwicklung
Privater Verbrauch..................
Bruttoinlandsprodukt............

" Jeweils Juni. - " Anteil der Arbeitslosen an den inländischen EnArerbspersonen. 
Quelle: Herbstgutachten 1996 der Arbeitsgemeinschaft deutscher wirtschafts­
wissenschaftlicher Forschungsinstitute.

-7,0 0,0

+ 0,4 + 7,0 + 2,5

+ 0,7 + 7,5 + 2,5

Wirtschaftliche Perspektiven 1997
+ 7,5 + 7,5 

+ 2,5

+ 7,5 
+ 7,0 
+ 7,0 
+ 4,0

+ 3,4Mit Blick auf 1997 bleibt festzuhalten, daß die Wirtschaft Ba­
den-Württembergs in den Sommermonaten zu einem mode­
raten Wachstumskurs zurückgekehrt ist, nachdem sich Anfang 
des Jahres 1996 noch ein konjunktureller Einbruch zu festigen 
schien. Erste Berechnungen des Bruttoinlandsprodukts auf 
der Basis des ersten Halbjahres 1996 ergaben somit lediglich 
eine Wachstumsrate von 0,9% für Baden-Württemberg und 
von 0,7% für das frühere Bundesgebiet, nach 1,3% bzw. 
1,6% im Vorjahr. Ob sich die konjunkturelle Besserung fort­
setzt, bleibt jedoch abzuwarten. Getragen wurden die erneu­
ten Aufwärtstendenzen von einer kräftigen Ausweitung der 
Auslandsnachfrage. So hat sich die konjunkturelle Lage in na­
hezu allen anderen Industrieländern gebessert, was nicht zu­
letzt zu einer verstärkten Investitionsgüternachfrage führte. 
Folglich hat nach der Normalisierung der Wechselkursrelatio­
nen die Ausfuhr im Laufe des Jahres deutlich an Fahrt gewon-

-4,3 -2,0
0,0 + 0,5
-6,8 -3.5 -1,0
+ 2,8 + 4,5 

+ 2,5
+ 6,0 
+ 4,0+ 1.8

+ 2.0 + 3,0 + 3,5

+ 1.7 + 1.5 + 2,0

+ 2.9 + 5.5 + 7.5

+ 3,8 + 3.5 + 3,0

+ 2,0 + 2,0 
+ 1.5

+ 1.5
+ 1,5 + 1.0

Tabelle 13
Reales Bmttoinlandsprodukt und Veibraucherpreise in den 
Industrieländern 1996 und 1997
Veränderung gegen Vorjahr’’in %

nen. Im Südwesten stiegen die Warenexporte gegenüber dem 
Vorjahr in den ersten drei Quartalen 1996 um über 5 %, also 
mit einer Rate, die bereits über der Entartung liegt: Die For­
schungsinstitute prognostizierten hier für das Bundesgebiet 
für das gesamte Jahr 1996 einen Zuwachs von 4,5 %’.

Bruttoinlandsprodukt Verbraucfierp reise(.and
1996 1997 1996 1997

Deutschland . . . . 
Westdeutschland . 
Ostdeutschland . .
Frankreich...............
Italien.....................
Großbritannien . . .
Spanien..................
Niederlande............
Schweiz..................
Belgien..................
Schweden...............
Österreich...............
Dänemark...............
Norwegen...............
Finnland..................
Westeuropa" . . . .
USA........................
Japan .....................
Kanada ..................
Aufgeführte Länder 
insgesamt...............

+ 7,5 + 2,5 + 7,5 
+ 7,5

+ 7,5 Die Inlandsnachfrage ist dagegen nach wie vor verhalten. So 
ist die Bautätigkeit immer noch rückläufig, und die Nachfrage 
nach Ausrüstungsinvestitionen beschränkt sich überwiegend 
auf die inzwischen erforderlichen Ersatzinvestitionen. Dabei 
waren die Investitionsbedingungen wesentlich günstiger als 
in den Vorjahren: Die Zinsen sind insgesamt relativ niedrig, 
und die Belebung der Auslandsnachfrage stellt wieder höhere 
Gewinne in Aussicht. Die Lohnabschlüsse vom Frühjahr die­
ses Jahres waren ebenso wie die Preisentwicklung weiterhin 
moderat. Zudem hat die Rentabilität von Sachanlagen im Ver­
gleich zu Finanzanlagen auch durch Rationalisierungsmaß­
nahmen deutlich zugenommen. Da aber die Kapazitätsaus­
lastung nicht hoch genug war, um verstärkte Investitionen zu 
initiieren, stagnierten die Ausrüstungsinvestitionen im ersten 
Halbjahr 1996, während die Bauinvestitionen sogar um 7%

+ 7,5 + 2,5 + 7,5

+ 2,0 + 2.0 + 2,5 + 1.5
+ 1,25 + 2.25 

+ 1,5
+ 2.0 + 1,75 

+ 3.25 
+ 3,25

+ 0,5 + 4,0
+ 2.0 + 3,0 + 2.5
+ 2,0 + 3,0 + 3,5 + 3,0
+ 2.5 + 3.0 + 2.0 + 2.0

+ 1.5 + 1.0 + 1,0
+ 1.5 + 2,5 + 2.0 + 2,0
+ 1,5 + 2.5 + 0,5 + 2,0
+ 1.0 + 2,0 + 2,0 + 2.0
+ 7,5 
+ 4,0

+ 2,5 + 2,0 + 2.0
+ 3,0 + 7,5 + 2,0

+ 2.0 + 3,0 + 1.0 + 1,5
+ 1,5 + 2.4 + 2,2 + 2,2
+ 2,5 + 2,3 + 3.0 + 3,0
+ 3,8 + 2.3 + 1,5
+ 1,5 + 3.0 + 1,5 + 2,0

+ 2.4
■’ Prognosen der Forscliungsinstitute. - " Summe der aufgeführten Länder. 
Quelle: Herbstgutachten 1996 der Arbeitsgemeinschaft deutscher wirtschafts­
wissenschaftlicher Forschungsinstitute.

+ 2,3 + 1,9 + 2,3

’ Vgl. Die Lage der Weltwirtschaft und der deutschen Wirtschaft im Herbst 1996, 
in: DIW Wochenbericht 43-44/96.
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Notenbanken Europas und Japans ihre Leitzinsen kaum ver­
ändern.

sanken. Es ist aber anzunehmen, daß sich die Investitions­
neigung im Laufe des Jahres etwas verbesserte.

Erste konkrete Hinweise für die Stabilität der konjunkturellen 
Trendwende geben die Gesamtkonjunkturindikatoren für Ba­
den-Württemberg und das frühere Bundesgebiet, die Einzel­
informationen zu einem Gesamtbild verdichten und den Ver­
lauf der Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts frühzeitig 
abbilden. Diese Indikatoren wiesen die konjunkturelle Tendenz­
wende im zweiten Quartal 1996 aus und stiegen seit diesem 
Zeitpunkt wieder kontinuierlich an®. Dies läßt zumindest für 
die kommenden Monate auf eine anhaltende konjunkturelle 
Erholung schließen. Da frühere Analysen gezeigt haben, daß 
der Konjunkturindikator den Verlauf der Wachstumsraten des 
Bruttoinlandsprodukts gut abbildet, erlaubt er eine Schätzung 
des gesamtwirtschaftlichen Wachstums: Dieses bewegt sich 
für das Jahr 1996 sowohl für das frühere Bundesgebiet als 
auch für Baden-Württemberg nur wenig über der 1 %-Grenze. 
Demgegenüber prognostizierten der Sachverständigenrat und 
die Forschungsinstitute® ein Wachstum von 1,5 %. Dieser Wert 
dürfte jedoch unter Berücksichtigung der nach wie vor schwa­
chen Inlandsnachfrage eher optimistisch sein.

Der private Verbrauch nahm Anfang des Jahres durch steuer­
liche Entlastungen zu und stützte die Konjunktur. So wurde zu 
Beginn des Jahres 1996 das Existenzminimum von der Ein­
kommensbesteuerung freigestellt, das Kindergeld sowie der 
Kinderfreibetrag aufgestockt und der Kohlepfennig abge­
schafft. Andererseits sind aber die Tariflohnerhöhungen mo­
derat ausgefallen, die Renten wurden nur geringfügig erhöht, 
und die Abgabenbelastung nahm durch die Beitragssatzerhö­
hung der F*flegeversicherung wieder zu. Alles in allem flachte 
somit die anfänglich sprunghafte Steigerung des privaten Ver­
brauchs im Laufe des Jahres wieder ab. Zudem haben von 
der zuerst kräftigen Expansion des privaten Verbrauchs vor­
wiegend die Dienstleistungen profitiert, während die Hersteller 
von Konsumgütern und der Handel nur wenig Auswirkungen 
spürten. Im ersten Halbjahr 1996 stieg der reale private Ver­
brauch um 1,5%; diese Rate dürfte sich im zweiten Halb­
jahr 1996 allerdings noch etwas abgeschwächt haben.

1997: Konjunkturelle Erholung hält an
Für das Jahr 1997 führen die Berechnungen für das frühere 
Bundesgebiet zu einer Wachstumsrate von 2,3 % und für Ba-Die Bedingungen für ein Anhalten der konjunkturellen Erho­

lung im Jahr 1997 sind jedoch günstig. So ist in den meisten 
Industrieländern die Auslastung der Sachkapazitäten noch 
weit vom konjunkturellen Normalwert entfernt. Lohnerhöhun­
gen, die die Unternehmenserträge belasten, sind angesichts 
hoher Arbeitslosigkeit nicht zu erwarten. Die Preissteigerun­
gen auf den internationalen Rohstoffmärkten dürften sich in 
engen Grenzen halten, und die Entwicklung der Wechselkurse 
dürfte sich in ruhigen Bahnen bewegen. Auch dürften die

® Für die Fortschreibung des Konjunkturindikators im Jahr 1997 wurden sowohl 
die Phasenverschiebungen zwischen den Gesamtindikatoren als auch die Er­
gebnisse der Befragungen des Ifo-Instituts und der Industrie- und Handelskam­
mer Baden-Württemberg sowie die allgemeinen wirtschaftlichen Rahmenbedin­
gungen ausgewertet.
® Vgl. Sachverständigenratgutachten vom Herbst 1996 sowie „Die Lage der 
Weltwirtschaft und der deutschen Wirtschaft", a.a.O.

Schaubild 20
Gesamtkonjunkturindikator für Baden-Württemberg und das frühere Bundesgebiet seit 1988
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Anmerkung: Ab Oktober 1996 Schätzung.
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den-Württemberg von 2,6 Diese Raten gingen auch kon­
form mit einem Anstieg beispielsweise des privaten Ver­
brauchs um 1,5 %, des Staatsverbrauchs um 1 %, der Anlage­
investitionen um 1 % und der Ausfuhr um 6,5 %. Die unter­
schiedliche Wachstumsrate für Bund und Land erklärt sich aus 
der starken Ausfuhrabhängigkeit Baden-Württembergs: Die 
Exporte haben im Land einen größeren Nachfrageanteil.

lienhäusern aufgrund niedriger Zinsen und Baupreise weiter­
entwickeln.

Auch von der Konsumnachfrage werden kaum stärkere Im­
pulse als im abgelaufenen Jahr ausgehen. So werden Trans­
ferzahlungen infolge von Sparmaßnahmen der öffentlichen 
Haushalte gekürzt, die Tarifabschlüsse dürften relativ niedrig 
bleiben. Gleichzeitig erhöhen sich die Abgaben noch einmal 
durch Anhebung des Beitragsatzes zur gesetzlichen Renten­
versicherung. Höher als in diesem Jahr werden dagegen die 
Einkommen aus Unternehmertätigkeit sein, denn hier dürfte 
sich die wirtschaftliche Belebung merklich widerspiegeln. Die 
Finanzpolitik wird zudem dämpfend wirken. Hier ist nicht aus­
zuschließen, daß die Mitglieder der Europäischen Union sogar 
verstärkt versuchen werden, die Referenzwerte für die Wäh­
rungsunion zu erreichen.

Allerdings müssen auch diese Wachstumsraten als Obergren­
ze betrachtet werden. So wird das in Gang gekommene Aus­
landsgeschäft voraussichtlich noch weiter an Dynamik gewin­
nen, von der Inlandsnachfrage können aber nach wie vor 
keine starken Impulse erhofft werden. Gegenwärtig gibt es 
noch keine überzeugenden Anzeichen dafür, daß bei der Inve­
stitionsneigung eine positive Trendumkehr einsetzt. Die Kapa­
zitätsreserven dürften auch weiterhin noch zu groß sein, um 
Erweiterungsinvestitionen auszulösen. So werden zwar Er­
satzinvestitionen getätigt werden, aber insgesamt dürften die 
Impulse von seiten der Investitionen nach wie vor schwach 
bleiben. Beispielsweise planen nur 18 % der baden-württem­
bergischen Unternehmen für das kommende Jahr steigende 
Investitionen, 44 % wollen die Investitionen auf dem ohnehin 
schon niedrigen Vorjahresniveau halten. Das Hauptmotiv 
(70%) der investierenden Unternehmen sind Rationalisie­
rungsvorhaben, gefolgt von Ersatzbedarf und Produktinnova­
tion”.

Nur wenig Entlastung für den Arbeitsmarkt

Die Lage auf dem Arbeitsmarkt wird sich im Jahr 1997 - trotz 
weiterer Erholung der Konjunktur - kaum bessern. In der Re­
gel wird zunächst das vorhandene Personal wieder stärker 
ausgelastet. Zudem kann nicht ausgeschlossen werden, daß 
Unternehmen ihre Ertragslage durch zusätzliche Rationalisie­
rungsinvestitionen verbessern, die nicht zuletzt zur Festigung 
der Wettbewerbsfähigkeit auf ausländischen Märkten weiter­
hin erforderlich sein werden. So ist es auch bei diesem etwas 
höheren Wachstum unwahrscheinlich, daß die konjunkturel­
len Antriebskräfte bereits stark genug sind, um eine spürbare 
Trendwende auf dem Arbeitsmarkt herbeizuführen. Eine Be­
rechnung mittels der durchschnittlichen Stundenproduktivität 
zeigt, daß das reale Wirtschaftswachstum fast 3 % betragen 
müßte, um eine nennenswerte Entlastung für den Arbeits­
markt einzuleiten. Bei einem entsprechenden Wachstum 
setzte zum Beispiel auch nach der Rezession Anfang der 80er 
Jahre die Zunahme der Beschäftigung und der Abbau der 
Arbeitslosigkeit ein.

Auch in der Bauwirtschaft ist 1997 noch keine Erholung zu er­
warten. Wegen der Finanznot der öffentlichen Haushalte wird 
die Auftragslage im öffentlichen Hoch- und Tiefbau schlecht 
bleiben; die mit der wirtschaftlichen Belebung wieder einher­
gehenden Impulse für die gewerblich-industrielle Baunach­
frage werden aber nicht ausreichend sein, diese negative Ent­
wicklung auszugleichen. Zusätzlich dürfte bei anhaltend 
schwachen Renditeerwartungen die Nachfrage nach Wohnun­
gen in Mehrfamilienhäusern weiter sinken. Günstiger könnte 
sich dagegen die Wohnungsnachfrage bei Ein- und Zweifami-

Die Forschungsinstitute und der Sachverständigenrat prognostizierten 2,5 %.
” Industrie- und Handelskammerbericht über die Wirtschaftslage in Baden-Würt­
temberg nach dem 3. Quartal 1996.

Dr. Monika Kaiser und Dr. Ilse A. Walter unter Mitarbeit von 
Dipl. Ing. agr. Thomas Betzholz, Dr. Helmut Büringer, Dr. Bernd Eggen.

Buchbesprechung

Über das Angebot des Diskettenpakets hinaus wurden die ab­
soluten Zahlen miteinander in Beziehung gesetzt und Indikato­
ren gebildet, so daß zum Beispiel die Suche nach der Bevölke­
rungsdichte, dem Wanderungssaldo oder der PKW-Dichte für 
einzelne Stadt- und Landkreise, aber auch für jedes Bundes­
land und die gesamte Bundesrepublik erfolgreich ist. Auch die 
strukturellen Unterschiede zwischen den Stadt- und Landkrei­
sen werden verdeutlicht, da für jedes Bundesland für diese 
Verwaltungseinheiten getrennte Zwischensummen gebildet 
wurden. Die Kreiszahlen stellen ein weiteres erfreuliches Er­
gebnis der engen Kooperation zwischen den Statistischen 
Ämtern des Bundes und der Länder dar. Eine Faltkarte der 
Bundesrepublik, in der die Verwaltungseinheiten bis auf Kreis­
ebene abgebildet sind, sowie ein umfangreicher, alphabetisch 
sortierter Erläuterungsteil runden dieses umfangreiche Infor­
mationsangebot ab.

Kreiszahlen: Ausgewählte Regionaldaten für Deutschland, 
Ausgabe 1996, Hrsg, im Auftrag der Statistischen Ämter der 
Länder und des Bundes: Niedersächsisches Landesamt für 
Statistik, Hannover, 1996,192 Seiten, 1 Faltkarte, Format DIN A 4, 
kartoniert, DM 25,-, ISSN 1431-7826.

Basierend auf den Daten des gemeinsamen Diskettenpakets 
der Statistischen Ämter der Länder und des Bundes „Statistik 
regional 1996" legte das Niedersächsische Landesamt für Sta­
tistik im November 1996 die erste Ausgabe der Kreiszahlen 
vor, die zukünftig jährlich aktualisiert erscheinen sollen. Auf 
fast 200 Seiten wird ein Überblick mit Zahlen aus verschiede­
nen Arbeitsgebieten der amtlichen Statistik für alle Stadt- und 
Landkreise der Bundesrepublik geboten. Die unmittelbare Ver­
gleichbarkeit der Regionaldaten (zum Beispiel aus den Berei­
chen Bevölkerung, Erwerbstätigkeit, Landwirtschaft, Touris­
mus) machen die Kreiszahlen zu einem wertvollen Nachschla­
gewerk für Wirtschaft, Wissenschaft, Politik und Verwaltung. Volker Fritz
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